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1

Überblick

Seit die Politik, die Medien und die Gesellschaft den Klimawandel als ein ernstzuneh-

mendes Problem wahrnehmen, werfen einzelne Experten wieder die Frage auf, ob die 

Kernenergie nicht doch eine positive Zukunft hat. 

Bei der Suche nach einem Klimaretter beschränkt sich die Diskussion jedoch häufi g nur 

auf das Argument, dass Kernkraftwerke vermeintlich CO
2
-freien Strom erzeugen. Ob die 

Kernenergie in Deutschland oder weltweit überhaupt einen Beitrag dazu leisten könnte, 

den Klimawandel aufzuhalten, und welche Risiken damit verbunden wären, bleibt oft-

mals unberücksichtigt.

Dabei werden mit den Investitionen von heute entscheidende Weichen für den Energie-

mix in den nächsten Jahrzehnten gestellt. Wenn die Politik hier den Kurs einer nachhalti-

gen, zukunftsfähigen Entwicklung ansteuern will, müssen aus Sicht des Öko-Instituts alle 

wichtigen Faktoren in die Entscheidung einbezogen werden. 

Welches Potential zur CO
2
-Einsparung hat die Kernenergie tatsächlich? Wie ist die heutige 

Sicherheit von Kernkraftwerken zu bewerten? Mit welchen Folgen müsste die Gesellschaft 

rechnen, falls es wirklich zu längeren Betriebszeiten bestehender Kernkraftwerke oder ei-

nem Ausbau im größeren Stil kommen würde? 

Um diese Fragen zu beantworten, ist zunächst von Interesse, welche Bedeutung die Kern-

energie heute für die weltweite Energieversorgung hat. Hier zeigt sich, dass Kernenergie 

bislang nur eine Technik der großen Industrienationen ist. So werden etwa 70 Prozent 

aller Kernkraftwerke weltweit alleine in den G10-Staaten betrieben. Dementsprechend 

bleibt ihr Anteil an der weltweiten Primärenergieerzeugung auch sehr gering. Nach zwei 

Jahrzehnten der Stagnation beginnt zudem der bestehende Kraftwerkspark zu veralten, 

denn die heute laufenden Kernkraftwerke wurden zu einem großen Teil noch in den 

1970er Jahren konzipiert. Mehrere hundert Kernkraftwerke müssten in den nächsten zwei 

Jahrzehnten ersetzt werden, um überhaupt das heutige Niveau der Kernenergie aufrecht 

zu erhalten. Selbst wenn alle bisher angekündigten Neubauvorhaben umgesetzt würden, 

bliebe bestenfalls der bisherige Bestand erhalten. Eine echte „Renaissance“ im Sinne ei-

nes erheblichen Ausbaus der heutigen Kernenergie zeichnet sich dagegen nicht ab.

Wer die Kernenergie als mögliche Alternative bewerten möchte, muss zunächst die Frage 

nach der Sicherheit stellen. Fundamental ist dabei zunächst, dass bis heute das Risiko 

schwerer Unfälle bleibt – obwohl die Kerntechnik bereits seit einem halben Jahrhundert 

genutzt wird. Durch einen schweren Reaktorunfall können weite Landstriche unbewohn-

bar werden, die gesundheitlichen, sozialen und ökonomischen Folgen wären katastro-

phal. Beispiele von Barsebäck über Brunsbüttel bis Forsmark belegen, dass wir diese 

Technik auch heute noch nicht sicher beherrschen. Auch für Anlagen neueren Typs wie 

sie derzeit zum Beispiel in Frankreich und Finnland gebaut werden, besteht weiterhin das 

Risiko einer Kernschmelze. Eine ganz neue Generation von Reaktoren, die vermeintlich 

alle bestehenden Schwierigkeiten löst, gibt es bisher nicht einmal auf dem Reißbrett. Für 

einen Ausbau der Kernenergie in den nächsten Jahrzehnten würden die heute als Genera-

tion IV bezeichneten Konzepte deshalb auch keine Rolle spielen.

Und selbst bei weiteren technischen Verbesserungen lässt sich eine vollständige Sicher-

heit nicht erreichen. Denn: Die Schnittstelle zwischen Mensch und Technik stellt einen po-

tentiellen Risikofaktor dar. Auch besteht die Gefahr, dass Terroristen absichtlich Anschläge 

auf Kernkraftwerke verüben. 

Die Diskussion um 

die Kernenergie 

muss alle Argumente 

berücksichtigen.

Das Risiko schwerer 

Unfälle bleibt

 bestehen.
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Aber ist die Kernenergie dann wenigstens wirtschaftlich interessant? Keineswegs, denn 

während bei vielen regenerativen Energien die Kosten neuer Anlagen beständig abneh-

men, ist bis zur Inbetriebnahme eines Kernkraftwerks nach wie vor ein immenser Kapi-

talbedarf erforderlich. Angesichts der hohen Anfangsinvestitionen, langen Amortisations-

zeiten und damit verbundenen hohen wirtschaftlichen Risiken sind neue Kernkraftwerke 

daher nicht so attraktiv, dass die Energiewirtschaft von selbst massiv in diese Technik in-

vestiert. Nur mit erheblichen staatlichen Subventionen lassen sich Unternehmen in libera-

lisierten Strommärkten zu Investitionen in die Kerntechnik bewegen. Schließlich sind auch 

die wirtschaftlichen Folgen eines möglichen Unfalls so groß, dass sie vom Unfallverursa-

cher nicht gedeckt werden können, dieses Risiko wird daher praktisch vollständig von der 

Gesellschaft getragen. 

Angesichts der globalen Herausforderung des Klimawandels heben Experten immer wie-

der hervor, dass die Kernenergie nahezu klimaneutral sei. Doch angesichts des niedrigen 

Anteils der Kernenergie an der weltweiten Primärenergieerzeugung bleibt ihr tatsächli-

cher Beitrag zum Klimaschutz gering. Nur wenn die Kernenergie von den heute laufenden 

436 auf 1.000 bis 1.500 Anlagen ausgebaut würde, könnte sie überhaupt eine wichtige 

Rolle beim weltweiten Klimaschutz spielen. 

Doch sind solche Ausbauszenarien überhaupt realistisch? Nein, denn sie verschärfen viel-

mehr massiv weitere, auch heute bereits vorhandene Probleme. Einem schnellen Ausbau 

der Kernenergie stehen zunächst die heute sehr geringen industriellen und personellen 

Kapazitäten entgegen. Bereits jetzt befürchten Staaten wie China angesichts ihrer am-

bitionierten, wenn auch im Vergleich zum chinesischen Energieverbrauch relativ unbe-

deutenden Ausbaustrategien, Schwierigkeiten bei der Aufsicht über die Kernkraftwerke. 

Angesichts der begrenzten Uran-Ressourcen wäre bei einem massiven Ausbau der Kern-

energie bereits innerhalb weniger Jahrzehnte der Brennstoff erschöpft. Es kommt hinzu, 

dass bisher alle großen Industrienationen noch weit davon entfernt sind, die Frage der 

Endlagerung in einer gesellschaftlich akzeptierten Form zu lösen. Bei einem massiven 

Ausbau der Kernenergie auch in Staaten, die bisher keine Kernenergie nutzen, würde sich 

das Problem Endlagerung vervielfältigen.

Bereits heute führen der Bau einer Urananreicherungsanlage im Iran und der erneute Test 

einer Kernwaffe in Nord-Korea zu erheblichen weltpolitischen Spannungen. Haben immer 

mehr Länder durch ambitionierte Kernenergieprogramme Zugriff auf nukleare Technolo-

gien und Spaltmaterialien, wird es aber immer schwerer, eine weitere Verbreitung von 

Kernwaffen zu verhindern. Das vom amerikanischen Präsidenten Obama bei seiner „Pra-

ger Rede“ wieder auf die höchste politische Ebene gehobene Ziel einer kernwaffenfreien 

Welt wäre damit praktisch unerreichbar. 

Vor diesem Hintergrund ist auch die gegenwärtig erneut geführte Debatte zu bewerten, 

die Laufzeiten bei deutschen Kernkraftwerken zu verlängern. Der Ausstiegsbeschluss 

legt fest, wie viel Strom in Deutschland noch durch Kernenergie erzeugt wird. Auf die-

se Gesamtmenge hätte eine Übertragung von Reststrommengen von einer auf die an-

dere Anlage, wie sie zurzeit für einige Anlagen beantragt ist, keinen Einfl uss. Erst durch 

eine Verlängerung aller Laufzeiten würde sich hieran etwas ändern. Weder auf die Ver-

sorgungssicherheit noch auf den Strompreis in Deutschland hätten längere Laufzeiten 

allerdings wirklich Einfl uss. Lediglich die Gewinne der Kernkraftwerks-Betreiber würden 

deutlich steigen. Auch beim Klimaschutz lässt sich erkennen: Bei einem Primärenergie-

verbrauch, der in Deutschland zu 80 Prozent durch fossile Energieträger gedeckt wird, 

wäre eine Laufzeitverlängerung von Kernkraftwerken nicht die entscheidende Stellschrau-

be. Vielmehr muss Deutschland aus Sicht des Öko-Instituts besonders intensiv weiter am 

notwendigen und möglichen Umbau des Energiesystems arbeiten.

Neue Kernkraftwerke 

sind auch 

ökonomisch riskant.

Der Beitrag zum 

Klimaschutz ist 

gering. 
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2

Blick in die Welt – wie die Kernenergie genutzt wird

2.1

Heutige Kernkraftwerke und ihre Altersstruktur 

Weltweit sind momentan 436 Kernkraftwerke am Netz, die zusammen rund 15 Prozent 

des gesamten Strombedarfs erzeugen. Dies entspricht etwa sechs Prozent des weltwei-

ten Primärenergieverbrauchs. Dabei stehen die Kernkraftwerke nur in wenigen Ländern, 

70 Prozent aller Reaktoren werden in den G10-Staaten betrieben. Die Anzahl der Anlagen 

bleibt seit vielen Jahren praktisch konstant, allerdings ist deren durchschnittliches Alter mit 

25 Jahren recht hoch. Bisher sind Anlagen mit durchschnittlich 21 Jahren vom Netz gegan-

gen. Entsprechend wenige Erfahrungen gibt es mit älteren Reaktoren. Dennoch diskutieren 

viele Länder über eine Laufzeitverlängerung. Fazit: Um den heutigen Beitrag der Kernener-

gie am Strommix konstant zu halten, müssten alte Reaktoren erheblich länger laufen. Das 

hat Folgen, denn es ist deutlich schwieriger, ein hohes Sicherheitsniveau bei älteren Anla-

gen zu garantieren.

Bild 01: Länder mit mindestens zehn Kernkraftwerken am Netz, Stand: Februar 2009, (Daten: IAEA 

PRIS 2009) 

436 Kernkraftwerke sind derzeit weltweit in Betrieb (Stand: Februar 2009). Diese Reak-

toren verteilen sich auf nur 30 Länder, wovon lediglich 20 Länder mehr als zwei und nur 

zwölf Länder mehr als zehn Reaktoren betreiben (siehe Abbildung 01). Etwa 100 Anlagen 

stehen in den USA, weitere insgesamt rund 100 in verschiedenen asiatischen Staaten. In 

Kanada, Mexiko, Argentinien und Brasilien laufen insgesamt 24, in Afrika dagegen nur 

zwei Reaktoren. Alle übrigen Anlagen werden in Europa inklusive Russland betrieben. In 

den 27 EU-Ländern stehen 145 Anlagen, davon 17 in Deutschland. Die weltweit instal-

lierte elektrische Netto-Gesamtleistung dieser Reaktoren beläuft sich auf 370,2 Gigawatt 

elektrisch (GW
el
), in der EU-27 auf 131,5 GW

el
, in Deutschland auf 20,5 GW

el
. Etwa 70 Pro-

zent aller Kernkraftwerke weltweit werden alleine in den G10-Staaten (Belgien, Deutsch-

land, Frankreich, Großbritannien, Italien, Japan, Kanada, die Niederlande, Schweden und 

USA sowie die Schweiz) betrieben.
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Kernenergie wird fast ausschließlich genutzt, um Strom zu erzeugen. Nur in wenigen Län-

dern dient Kernenergie zum kleinen Teil auch dazu, Meerwasserentsalzungs-Anlagen zu 

betreiben oder Fernwärme zu produzieren (wie beispielsweise in Russland). Im Jahr 2007 

haben alle Kernkraftwerke weltweit 2.608 Terawatt-Stunden Strom (TWh
el
) erzeugt, was 

einem Anteil der Kernenergie am Strommix von etwa 15 Prozent entspricht. Bereits der 

Anteil der Wasserkraft an der weltweiten Stromerzeugung ist mit rund 16 Prozent grö-

ßer. In den OECD-Ländern liegt der Anteil der Kernenergie am Strom bei 22 Prozent. In 

Deutschland haben die 17 Kernkraftwerke 2008 etwa 23 Prozent des gesamten Stroms 

produziert. Nur 16 Länder haben in 2007 mehr als ein Viertel ihres Strombedarfs mit Kern-

energie gedeckt, dazu gehören zum Beispiel Frankreich und die Schweiz. Der weltweite 

Beitrag zur Primärenergieversorgung liegt sogar nur bei sechs Prozent (vgl. Kapitel 5).

Mit 356 Anlagen stellen die so genannten Leichtwasserreaktoren den größten Anteil an 

Kraftwerken dar, die heute in Betrieb sind. Diese sind danach bezeichnet, dass sowohl für 

die Wärmeabfuhr aus dem Reaktor wie für die Abbremsung der Neutronen im Reaktor-

kern normales Wasser (Leichtwasser) verwendet wird. So gehören auch alle in Deutsch-

land laufenden Reaktoren zu diesem Anlagen-Typ. Andere Reaktortypen wie beispiels-

weise Schwerwasserreaktoren, gasgekühlte oder graphitmoderierte Reaktoren spielen 

dagegen nur eine sehr untergeordnete Rolle. Dies gilt auch für die Reaktoren, die heute 

gerade gebaut werden und die zu über 80 Prozent zum Typ Leichtwasser-Reaktor gehören. 

Die Leistung der einzelnen Reaktoren ist über die Jahrzehnte erheblich angestiegen. Wäh-

rend anfangs ein Reaktor typischerweise einige hundert Megawatt elektrischer Leistung 

(MW
el
) erbrachte, weisen die heute gebauten Reaktoren eine Leistung über 1.000 MW

el
 

auf. Der neu entwickelte Europäische Druckwasser Reaktor (EPR) ist sogar für 1.600 MW
el
 

Leistung konzipiert. Die durchschnittliche Leistung der heute laufenden Reaktoren liegt 

bei etwa 850 MW
el
. 

Bild 02: Altersverteilung aller Kernkraftwerke am Netz, Stand: Februar 2009 (Daten: IAEA PRIS 2009)
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Die ersten, heute noch laufenden Anlagen sind bereits Ende der 1960er Jahre gebaut wor-

den (siehe Abbildung 02). Der größte Teil der laufenden Reaktoren wurde in den 1970er 

und 1980er Jahren fertig gestellt. Somit sind die noch betriebenen Anlagen durchschnitt-

lich etwas über 25 Jahre alt. Nur 35 Anlagen sind jünger als zehn Jahre, neun Reaktoren 

weisen sogar schon eine Betriebsdauer von 40 bis 42 Jahren auf. 

Insgesamt sind seit den Anfängen der Kernenergie etwa 120 Kraftwerke wieder abge-

schaltet worden. Deren durchschnittliches Alter lag bei rund 21 Jahren. Damit sind die 

heute noch laufenden Anlagen im Mittel älter als die bereits wieder stillgelegten Reak-

toren. Der heutige Bestand der Kernkraftwerke ist also überaltert. Es lässt sich aus der 

bisherigen Erfahrung auch nur sehr begrenzt eine Aussage ableiten, welches Betriebsalter 

die Reaktoren aus technischer und sicherheitsrelevanter sowie aus wirtschaftlicher Sicht 

überhaupt erreichen können. 

Wenn die heute noch laufenden Anlagen durchschnittlich 40 Jahre in Betrieb bleiben, 

dann müssen in den nächsten zehn Jahren weltweit rund 130 Reaktoren, in den nächsten 

20 Jahren sogar 340 Reaktoren abgeschaltet und abgerissen werden. 

Dies ist einer der Gründe, weshalb viele Länder über die möglichen Betriebzeiten der 

Kernkraftwerke diskutieren. Hinzu kommt, dass sich neue Anlagen aus wirtschaftlichen, 

technischen und politischen Gründen nicht so einfach bauen lassen. So haben verschiede-

ne Staaten, beispielsweise die USA, die Betriebsgenehmigungen für ihre älteren Reakto-

ren verlängert. Jedoch: Es gibt bislang wenig Erfahrung mit Kernkraftwerken, die länger 

als 40 Jahre laufen. 

In jedem Fall ist es notwendig, Reaktoren mit einer längeren Betriebszeit kontinuierlich 

nachzurüsten und an den Stand der Technik anzupassen. Nicht immer ist das technisch 

möglich oder ökonomisch sinnvoll. Deshalb werden ältere Kernkraftwerke auch nie die 

gleichen Sicherheitsanforderungen erfüllen können, wie sie an neu gebaute Reaktoren 

gestellt werden (vgl. Kapitel 3.4). Ein längerer Betrieb kann daher zu zusätzlichen Sicher-

heitsrisiken führen. Gleichzeitig haben die derzeitigen Betreiber mit längeren Laufzeiten 

weniger Druck, für Ersatzkapazitäten zu sorgen. Ob und wann daher heute geplante An-

lagen wirklich gebaut werden, wird in vielen Fällen auch vom Zeitpunkt der Abschaltung 

älterer Anlagen abhängen.

Literatur

International Atomic Energy Agency (IAEA): Power Reactor Information System (PRIS). 

www.iaea.or.at/programmes/a2, Stand Februar 2009.

International Atomic Energy Agency (IAEA): International Status and Prospects of Nu-

clear Power. GOV/INF/2008/10-GC(52)/INF/6, 12 August 2008.

Nuclear Energy Agency (NEA): Nuclear Energy Data. OECD, Paris, 2008.
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2.2

Entwicklung des Kraftwerksparks und aktuelle Neubaupläne

Als die Kernenergie zwischen 1976 und 1982 so richtig boomte, waren weltweit über 

200 Anlagen gleichzeitig im Bau. Seit über 15 Jahren werden dagegen nur noch etwa 

40 Kernkraftwerke gleichzeitig neu errichtet. Zwar bauen mittlerweile mit Finnland und 

Frankreich wieder zwei westeuropäische Staaten neue Reaktoren. Dabei zeigen sich jedoch 

auch erhebliche Schwierigkeiten: So ist es kaum möglich, die vorgesehene Bauzeit und die 

ursprünglichen Kosten einzuhalten. Wer ein neues Kernkraftwerk errichtet, muss von der 

ersten Planung bis zum Betrieb rund zehn Jahre einkalkulieren. Dem steht ein überalter-

ter Kraftwerkspark gegenüber, der es notwendig macht, in den nächsten 20 Jahren bis zu 

340 Reaktoren abzuschalten. Selbst wenn alle Anlagen realisiert würden, die derzeit fest 

geplant oder bereits im Bau sind, wäre bestenfalls der Status Quo bei der Kernenergie zu 

halten. Fazit: Eine Renaissance im Sinne eines drastischen Ausbaus der Kernenergie zeich-

net sich nicht ab.

Bild 03: In Bau befi ndliche Anlagen, Stand: Juni 2009, (Daten: IAEA PRIS 2009)

Nach einer Anlaufzeit in den 1950er und 1960er Jahren stieg die Zahl der Anlagen, die 

gleichzeitig im Bau sind, gleichmäßig auf ein Maximum von 233 Anlagen im Jahr 1979 

an. Danach fi el diese Zahl wieder ab, bis sie seit 1993 bei 30 bis 40 Reaktoren lag, die 

gleichzeitig errichtet wurden.

In den vergangenen fünf Jahren wurden weltweit 14 Reaktoren neu in Betrieb genom-

men (zehn davon in Asien, vier in Osteuropa), während 16 Reaktoren endgültig vom 

Netz gingen. Derzeit befi nden sich 44 Anlagen im Bau, davon 13 Anlagen alleine in China 

(inklusive zwei Anlagen in Taiwan), 28 Anlagen in Asien insgesamt (siehe Abbildung 03). 

Zehn dieser 44 Projekte werden bereits seit den 1980er Jahren oder länger in den Sta-

tistiken als Bauvorhaben geführt (siehe Abbildung 04). Ob und wann diese jemals fertig 

gestellt werden, bleibt fraglich. 29 der weltweiten Neubauvorhaben wurden in den letz-

ten fünf Jahren begonnen, im wesentlichen in Asien sowie jeweils eine Anlage in Finnland 

und Frankreich. In den USA, dem Land mit den meisten Kernkraftwerken weltweit, ist 

laut IAEA zurzeit ebenfalls ein einziger Reaktor im Bau. Dort nahm der Eigentümer im 
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Jahr 2007 die Bauarbeiten wieder auf – 35 Jahre nach dem offi ziellen Baubeginn im De-

zember 1972. Auch einige osteuropäische Länder diskutieren darüber, Bauvorhaben aus 

den vergangenen Jahrzehnten nun fertig zu stellen. Iran ist zurzeit das einzige Land, das 

bislang noch keine Kernenergie nutzt und einen Reaktor im Bau hat. 

Bild 04: Bisherige Dauer der aktuellen Bauvorhaben, Stand: Juni 2009, (Daten: IAEA PRIS 2009)

Erstmals seit 1991 bauen mit Finnland und Frankreich derzeit zwei westeuropäische Staa-

ten neue Anlagen. Diese sind vom Typ Europäischer Druckwasserreaktor (EPR). Der EPR 

ist auf der technischen Basis französischer und deutscher Reaktoren aus den 1980er Jah-

ren entstanden. Jedoch zeigt sich hier, dass selbst mit dem Bau eines nur begrenzt neuen 

Reaktortyps enorme Schwierigkeiten verbunden sind. 

So hat Finnland zwar nach langer Diskussion im Parlament den Beschluss zum Neubau ge-

fällt, das fi nanzielle Risiko konnte jedoch nur durch ein breites Betreiberkonsortium unter 

Beteiligung verschiedener Industriesparten des Landes getragen werden. Bei Vertragsab-

schluss im Januar 2004 war zwischen dem Anbieter AREVA und dem Betreiberkonsortium 

ein Festpreis von 3,2 Milliarden Euro vertraglich vereinbart, mittlerweile wurden die fest-

gelegten Kosten um rund 50 Prozent überschritten.

Baubeginn des Reaktors war im August 2005, ans Netz gehen sollte das Kraftwerk laut 

Zusage von AREVA im Mai 2009. Doch Anpassungsbedarf der ursprünglichen Planungen 

an Sicherheitsanforderungen sowie Probleme beim Bau und der Qualitätssicherung führ-

ten zu erheblichem Verzug. Bereits im Jahr 2006 verschob sich der Termin auf den Jahres-

wechsel 2010/2011, mittlerweile rechnen Experten nicht vor 2012 mit der Fertigstellung. 

Damit läge die reine Bauzeit bei rund 80 Monaten. 

Wie lange ein Kraftwerksprojekt dauert, variiert sehr stark. Belastbare Daten gibt es in 

der Regel nur zu den reinen Bauzeiten. Die durchschnittliche Bauzeit der zuletzt ans Netz 

gegangenen Anlagen in Asien betrug 62 Monate. Nur bei drei Anlagen, die zwischen 
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Dezember 2001 und Mai 2007 fertig gestellt wurden, betrug die Bauzeit 48 Monate oder 

weniger. Bei den zuletzt in Deutschland errichteten Anlagen betrug die Bauzeit knapp 

70 Monate. Hinzu kommt, dass Planungen im Vorfeld wie politische Entscheidungen, 

Standortwahl, technische Konzeptentwicklung, Finanzierung, Genehmigungsverfahren 

viel Zeit kosten, dies aber von Fall zu Fall sehr unterschiedlich sein kann. Von der ersten 

Planung bis zum Betrieb eines neuen Kernkraftwerks vergehen daher typischerweise zehn 

Jahre oder mehr. 

Oftmals diskutieren Länder den Ausbau der Kernenergie lediglich als unverbindliche poli-

tische Absichtserklärungen, erst in wenigen Staaten existieren konkrete Pläne. Dazu ge-

hört China, das nach Angaben der Zeitschrift atw (atw 2009) im Rahmen seines 11. Fünf-

jahresplans vorsieht, insgesamt 30 Kernkraftwerke zu bauen. Neben den 13 Anlagen, die 

schon im Bau sind, befi nden sich weitere zwölf Reaktoren in der konkreten Vorbereitung. 

In Südkorea sollen nach Regierungsplänen weitere zehn Anlagen bis 2030 errichtet wer-

den, von denen zwei bereits konkret beantragt sind. Auch in Finnland sind weitere zwei 

und in der Schweiz drei Anlagen beantragt. Russland möchte ab 2012 pro Jahr einen 

Reaktor in Betrieb nehmen, insgesamt sind dort 24 Kernkraftwerke geplant. 

Nachdem die US-Regierung unter Präsident Bush eine intensive staatliche Förderung ein-

geführt hat, diskutieren auch die USA wieder verstärkt über den Neubau von Kernkraft-

werken. Zu den Fördermaßnahmen gehören: Steuererleichterungen für die ersten Anla-

gen, die neu in Betrieb kommen, eine staatliche Absicherung falls die Reaktoren aufgrund 

von Genehmigungsproblemen verspätet ans Netz gehen, Kreditzusagen bis zu einer Höhe 

von 80 Prozent der Kosten und eine begrenzte Versicherungspfl icht von Unfallrisiken. An-

gestoßen durch diese staatliche Förderung liegen bei den Behörden mittlerweile Anträge 

für bis zu 26 Kernkraftwerke vor. Konkrete Bauentscheidungen sind damit jedoch noch 

nicht getroffen. So wird in den USA lediglich die grundsätzliche Frage geklärt, ob ein be-

stimmter Reaktortyp an einem konkreten Standort aus Sicht der Genehmigungsbehörde 

gebaut werden dürfte. 

Weltweit sind nach Angaben der Zeitschrift atw (atw 2009) 80 Anlagen in konkreter Pla-

nung, weitere 120 befi nden sich in insgesamt 27 Ländern in der Vorbereitung. 

Da weltweit in den nächsten ein bis zwei Jahrzehnten voraussichtlich 130 bis 340 Anla-

gen vom Netz gehen werden, wird die Zahl der laufenden Kraftwerke abnehmen oder 

höchstens konstant bleiben (vgl. Kapitel 2.1). Das trifft selbst dann zu, wenn alle heute 

geplanten Vorhaben wirklich realisiert werden. Nur wenn sich die Betriebsdauer der heu-

te laufenden Anlagen auf mehr als 50 Jahre verlängert, so dass im nächsten Jahrzehnt 

noch keine Anlage abgeschaltet werden müsste, könnten mehr Kernkraftwerke in Betrieb 

kommen, als abgeschaltet werden.
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3

Thema Sicherheit – weshalb das Risiko bleibt

3.1

Grundlegende Probleme und die Gefahr schwerer Unfäll e 

Ein grundlegendes Sicherheitsproblem eines Kernkraftwerks liegt darin, dass auch nach 

dem Abschalten im Reaktorkern weiter erhebliche Wärme entsteht. Um eine Kernschmelze 

zu verhindern, muss der Brennstoff deshalb ununterbrochen gekühlt werden. Dazu benö-

tigt das Kernkraftwerk eine sehr komplexe Sicherheitstechnik. Aber auch damit ist keine 

hundertprozentige Sicherheit erreichbar. Fazit: Auch heute können jederzeit schwere Unfäl-

le passieren – mit katastrophalen Folgen für Mensch und Umwelt. 

Im Kernkraftwerk entsteht die Wärme durch Kernspaltung im Brennstoff. Bei den derzeit 

17 in Deutschland betriebenen Kernkraftwerken handelt es sich um Leichtwasserreakto-

ren (elf Druckwasserreaktoren, sechs Siedewasserreaktoren). Bei diesen dient Wasser als 

Kühlmittel und Moderator. Über einen Wasser-Dampfkreislauf wird eine Turbine ange-

trieben und über einen Generator Strom erzeugt. Bei Druckwasserreaktoren (DWR) bleibt 

der primäre Kühlkreislauf unter hohem Druck, so dass das Kühlwasser beim Durchgang 

durch den Reaktorkern nicht siedet. Die Wärme wird an einen sekundären Kühlkreislauf 

abgegeben, in dem der Dampf erzeugt wird, der wiederum die Turbine antreibt. Bei Sie-

dewasserreaktoren (SWR) verdampft dagegen Kühlmittel bereits im Reaktorkern. Dieser 

Dampf treibt direkt die Turbine an.

Bei der Kernspaltung entstehen sehr große Mengen radioaktiver Stoffe. Damit diese Stof-

fe nicht aus dem Reaktor entweichen, gibt es unterschiedliche Barrieren. Der größte Teil 

der im Reaktor vorhandenen radioaktiven Stoffe befi ndet sich im eingesetzten Brennstoff. 

Dieser Brennstoff ist in Brennstäbe eingebunden, die aus einem gasdicht verschweißten 

Metallrohr bestehen. Die zu Brennelementen zusammengefassten Brennstäbe bilden den 

Reaktorkern. Dieser befi ndet sich im Reaktordruckbehälter, einem Stahlbehälter, durch 

den heißes und unter hohem Druck stehendes Kühlmittel zur Abfuhr der erzeugten Wär-

meleistung gepumpt wird. Der Reaktordruckbehälter, die umgebenden Strukturen und 

Komponenten sind von einer Stahlhülle, dem so genannten Sicherheitsbehälter, einge-

schlossen. Dieser soll bei Störfällen verhindern, dass Kühlmittel verloren geht und radio-

aktive Stoffe in die Umgebung entweichen. Der Sicherheitsbehälter ist wiederum gegen-

über Einwirkungen von außen geschützt – durch die Betonhülle des Reaktorgebäudes. 

Der Reaktor muss jederzeit sicher abgeschaltet und in einem unterkritischen Zustand ge-

halten werden können. Es sind Steuerstäbe vorhanden, die zur Abschaltung des Reaktors 

vollständig in den Reaktorkern eingebracht werden müssen, um einen weiteren Ablauf 

der Kettenreaktion zu unterbinden. Beim DWR wird im primären Kühlkreislauf zusätzlich 

Borsäure zugefügt, um die Kettenreaktion zu beeinfl ussen. Weiterhin ist es erforderlich, 

die im Reaktorkern entstehende Wärme zuverlässig abzuführen. Auch wenn der Reaktor 

abgeschaltet ist, wird beim radioaktiven Zerfall der entstandenen Spaltprodukte die so 

genannte Nachzerfallswärme erzeugt. Diese beträgt sofort nach dem Abschalten der Ket-

tenreaktion etwa sieben Prozent der ursprünglichen thermischen Leistung des Reaktors 

und klingt erst allmählich im Laufe der folgenden Stunden und Tage weiter ab. 

Dies bedeutet für eine Anlage mit einer typischen thermischen Reaktorleistung von etwa 

3.500 MW, dass unmittelbar nach dem Abschalten noch eine thermische Leistung von 
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rund 245 MW und auch einen Tag später noch über 20 MW abgeführt werden müssen. 

Diese Wärmemengen würden ausreichen, den Reaktorkern so weit zu erhitzen, dass der 

Brennstoff und die umgebenden Metallstrukturen zusammenschmelzen. Durch die bis zu 

3.000 °C heiße Kernschmelze und weitere Wechselwirkungen (beispielsweise Druckauf-

bau, Dampfexplosionen, Wasserstoffexplosionen) können die umgebenden Barrieren 

(Reaktordruckbehälter, Sicherheitsbehälter, Reaktorgebäude) zerstört werden. In diesem 

Fall lässt es sich nicht verhindern, dass große Mengen radioaktiver Stoffe in die Umge-

bung entweichen.

Auch nach dem Abschalten des Reaktors müssen die Brennelemente also kontinuierlich 

gekühlt werden. Dies erfordert intakte Kühlketten mit ausreichenden Kühlmittelvorräten, 

um die Wärme abzuführen. Aktive Einrichtungen, wie beispielsweise die Pumpen und 

Armaturen, sowie die Überwachung und Steuerung dieser Einrichtungen müssen zuver-

lässig funktionieren. Zudem benötigen sie Betriebsmittel und Hilfsstoffe – beispielsweise 

Kraftstoffe und elektrische Energie.

Bei einem Leck am primären Kühlkreislauf wird das austretende Kühlmittel im Sicher-

heitsbehälter aufgefangen und gesammelt. Es ist dann erforderlich, mit Hoch- und 

Niederdruck-Notkühlsystemen dieses Wasser aus dem Sicherheitsbehälter in den 

Kühlkreislauf zurückzuspeisen, damit der Brennstoff kontinuierlich gekühlt bleibt. 

Da bei Störungen gegebenenfalls sehr schnell und optimal reagiert werden muss, benö-

tigt ein Kernkraftwerk umfangreiche Mess- und Regelsysteme. Diese müssen auftretende 

Störungen und Störfälle sicher erkennen, identifi zieren, und Aggregate ansteuern, die die 

Ereignisse beherrschen.

Generell braucht die Anlage kontinuierlich Strom. Während des Betriebs versorgt sich 

ein Kernkraftwerk selbst mit der benötigten Energie. Nach dem Abschalten des Reaktors 

muss die Energie von außen kommen, das erfolgt zuerst über das externe Stromnetz. Bei 

einem Netzausfall erzeugen Notstromsysteme (Dieselgeneratoren) die Energie für die er-

forderliche Sicherheitstechnik. Zusätzlich vorhandene Batterien haben nur eine begrenzte 

Kapazität. Erhält das Kernkraftwerk keinerlei Strom mehr, versagen in der Folge die Sys-

teme, die den Brennstoff kühlen.

Insgesamt haben Kernkraftwerke eine sehr komplexe Sicherheitstechnik, die damit ent-

sprechend anfällig für Störungen und Fehler ist. Und so können sich auch jederzeit schwe-

re Unfälle ereignen. Wenn aber große Mengen radioaktiver Stoffe in die Umgebung ent-

weichen, werden weite Landstriche betroffen. 

Nach den heute in Deutschland gültigen Strahlenschutzregelungen kann es notwendig wer-

den, Flächen von zehntausend Quadratkilometern und mehr zu evakuieren. Ähnlich große 

Flächen können auch langfristig unbewohnbar bleiben. Evakuierungen und Umsiedlungen 

können auch in einigen hundert Kilometer Entfernung von einem Unfallreaktor noch erfor-

derlich werden. Betroffen sein kann damit jede Großstadt und jede Region in Deutschland.

Schwere Unfälle hätten somit katastrophale gesundheitliche, soziale, ökologische und 

wirtschaftliche Folgen (vgl. auch Kapitel 4.4). Auch wenn eine Evakuierung oder Um-

siedlung sowie die sachgerechte Entsorgung von zu stark kontaminierten Lebensmitteln 

funktionieren würde, könnten immer noch mehr als 100.000 zusätzliche Todesfälle durch 

Krebs alleine in Deutschland die Folge sein. Die möglichen ökonomischen Schäden schwe-

rer Unfälle in einem dicht besiedelten und industrialisierten Land wie Deutschland haben 

Experten vor einigen Jahren auf mehrere tausend Milliarden Euro geschätzt.

Die Schwachstelle 

von Kernkraftwerken 

liegt in ihrer 

Komplexität.
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3.2

Beispiele für Störfälle

Seit der Katastrophe von Tschernobyl hat sich zwar weltweit kein vergleichbar schwerer 

Unfall ereignet. Doch die internationale Betriebserfahrung der vergangenen 20 J ahre be-

legt, dass Anzahl und Schwere von Störungen nicht wesentlich zurückgehen. Eine Vielzahl 

von gefährlichen Ereignissen zeigt stattdessen, dass oft nur günstige Umstände Schlimme-

res verhindert haben. So legte beispielsweise im schwedischen Forsmark ein Kurzschluss 

die Sicherheitssysteme fast vollständig lahm. Nur durch Zufall fi elen bloß zwei der vier 

Notstrom-Aggregate aus, die zur Aufrechterhaltung der Kühlung des Reaktors notwendig 

waren. Außerdem treten weiterhin unerwartete Ereignisse und Abläufe auf, die in dieser 

Form nicht vorherzusehen waren. Selbst eigentlich bekannte Fehler wiederholen sich, was 

darauf schließen lässt, dass Organisationen im Kontext derart komplexer Technik nicht aus-

reichend aus den Störfällen lernen. Fazit: Die Kerntechnik ist auch heute noch weit davon 

entfernt, „ausgereift“ und sicher zu sein. 

Bild 05: Anzahl meldepfl ichtiger Ereignisse (Daten: BMU 1996 bis 2007)

Eine Vielzahl von Ereignissen nach Tschernobyl zeigt, dass weltweit auch heute noch tech-

nisches Versagen sowie menschliche und organisatorische Fehler ein bedeutendes Sicher-

heitsrisiko darstellen. Im Folgenden soll dies an einigen Beispielen verdeutlicht werden. 

Bereits im Juli 1992 kam es in der schwedischen Anlage Barsebäck-2 zu einem Ereignis, 

dessen Auswirkungen bis heute die sicherheitstechnische Diskussion auch in Deutschland 

beeinfl ussen. Hierbei trat ein kleines Leck am primären Kühlkreislauf des Reaktors auf. 

Dabei handelt es sich um ein Ereignis, wie es bei allen Anlagen eines vergleichbaren Typs 

(DWR, SWR) vorkommen kann und das sicher beherrscht werden muss. Dazu muss das 

aus dem Leck austretende Kühlmittel im so genannten „Sumpf“ an der tiefsten Stelle des 

Sicherheitsbehälters aufgefangen und von dort mit den Notkühlpumpen wieder zur Küh-

lung in den Reaktor zurückgeführt werden. So genannte „Sumpfsiebe“ verhindern dabei, 

dass größere Bruchstücke oder Gegenstände, die vom Kühlmittel mitgerissen werden, in 

die Notkühlpumpen gesaugt werden und diese beschädigen können. 
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Bei dem Ereignis in Barsebäck-2 riss das unter hohem Druck ausströmende Kühlmittel 

Isoliermaterialien von benachbarten Leitungen ab. Diese sammelten sich im Sumpf und 

verstopften die Sumpfsiebe. Dadurch war das Ansaugen durch die Notkühlpumpen und 

damit insgesamt die Kühlung des Reaktors gefährdet. Erst nach einem improvisierten Ein-

griff funktionierten die Sicherheitssysteme wieder. Das Ereignis hat also in Frage gestellt, 

ob eine zentrale Sicherheitseinrichtung funktioniert, die eigentlich schwere Unfälle ver-

hindern soll.

Bei der ursprünglichen Planung von Kernkraftwerken gehen die Experten von möglichen 

Ereignisabläufen aus. Am Beispiel des Ereignisses in Barsebäck zeigt sich jedoch, dass 

tatsächliche Störungen und Störfälle unter Bedingungen ablaufen können, die davon ab-

weichen. Dadurch ergeben sich andersartige und zum Teil schwerwiegendere Abläufe als 

vorher bedacht. 

Es kommt hinzu, dass Erkenntnisse aus Barsebäck und anderen vergleichbaren Ereignis-

sen nicht zeitnah und gründlich aufgearbeitet wurden. Erst viele Jahre später stellten sich 

die Sicherheitsexperten grundlegende Fragen darüber, was das Sumpfsieb bei einem 

Leck gefährden könnte. In der deutschen Anlage in Biblis bemerkten die Betreiber bei-

spielsweise erst 2003 per Zufall, dass die eingebauten Sumpfsiebe erheblich kleiner wa-

ren als geplant. Ein zentrales Sicherheitssystem war damit über mehr als 20 Jahre unter 

falschen Annahmen in Betrieb.

Im August 2001 wurde festgestellt, dass die Betriebsvorschriften beim Wiederanfahren 

des deutschen Kernkraftwerks Philippsburg nicht eingehalten wurden. So waren unter 

anderem die Kühlmittelvorräte in den Flutbehältern noch nicht so weit aufgefüllt, wie es 

die Vorschriften vorsahen. Diese Vorräte sind notwendig, um den Reaktor im Falle eines 

Lecks zu kühlen. Zudem war der Gehalt an Borsäure in den Behältern nicht so hoch, wie 

es vorgeschrieben ist. Die spätere Untersuchung dieses Ereignisses zeigte, dass hier die 

Mannschaft regelmäßig die Vorschriften verletzt hatte. Der Betreiber der Anlage nahm 

das Fehlverhalten über Jahre in Kauf und versäumte es, den nachlässigen Umgang mit 

den Betriebsvorschriften kritisch zu hinterfragen.

Für einen sicheren Betrieb der Kernkraftwerke sind wichtige Grenzwerte und Randbedin-

gungen defi niert. Wenn Betreiber von diesen Vorschriften abweichen, können in der Fol-

ge Sicherheitssysteme beeinträchtigt werden. Es kann dann auch zu Abläufen kommen, 

die so nicht vorgesehen waren und bei denen die Sicherheit der Anlage gefährdet ist.

Organisatorische Regelungen haben einen ebenso hohen Stellenwert für die Sicherheit 

wie die Technik. Es ist daher wichtig, dass die Vorschriften sorgfältig eingehalten werden. 

Probleme können auftauchen bei einem Fehlverhalten Einzelner, wegen unvollständiger 

oder schlecht ausformulierter Vorschriften sowie durch das Fehlen geeigneter Kontroll-

mechanismen (vgl. auch Kapitel 3.3). Die WissenschaftlerInnen im Öko-Institut fordern 

deshalb, dass ein wirksames Sicherheitsmanagement in den Anlagen eingeführt wird. 

Es sollte das komplexe Zusammenspiel zwischen Mensch, Technik und Organisation be-

rücksichtigen. So lässt sich die Fehlerhäufi gkeit reduzieren, ein risikofreier Betrieb eines 

Kernkraftwerks ist aber dennoch nicht möglich.

Am 14. Dezember 2001 kam es in der Anlage Brunsbüttel zu ungewöhnlichen Signalen 

auf der Warte. Der Betreiber erklärte sich das zunächst damit, dass in einem System für 

den Normalbetrieb ein ungefährliches Leck entstanden sei. Erst im Februar 2002 unter-

suchte der Betreiber die genauen Ursachen im Beisein der Aufsichtsbehörde – nach einer 
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weitergehenden Analyse der automatischen Aufzeichnungen. Dazu musste der Reaktor 

abgeschaltet und abgefahren werden, um das Innere des Sicherheitsbehälters betreten 

zu können. Vor Ort stellte der Betreiber fest, dass ein Rohrleitungsteil von 2,7 Meter Län-

ge in unmittelbarer Nähe des Reaktordruckbehälters durch eine Wasserstoffexplosion 

zerstört worden war. 

Der Betreiber hat die Hinweise auf Unregelmäßigkeiten nicht sofort überprüft und statt-

dessen die Anlage über zwei Monate weiter laufen lassen. Ursache und Ausmaß des Er-

eignisses kamen daher erst mit erheblicher Verzögerung ans Licht. 

Das Phänomen der Wasserstoffbildung und die damit verbundene Explosionsgefahr sind 

grundsätzlich bekannt. In dem betroffenen Bereich hielt der Betreiber nennenswerte Was-

serstoffansammlungen aber nicht für möglich. Aufgrund dieser Fehleinschätzung wurden 

bei der Planung der Anlage keine ausreichenden Gegenmaßnahmen getroffen. Auch 

wenn dieser Vorfall letztendlich glimpfl ich ausging, hätte es zu weitaus schwerwiegende-

ren Schäden an der Anlage kommen können. 

Obwohl vergleichbare Ereignisse schon früher im Ausland aufgetreten waren, überprüfte 

niemand sorgfältig, ob eine solche Schwachstelle auch bei den eigenen Anlagen vorlie-

gen könnte. Damit zeigt sich erneut, dass aus Fehlern nicht ausreichend gelernt wird.

Erst nach diesem Ereignis analysierte der Anlagenbetreiber dieses Phänomen und die 

möglichen Folgen in verschiedenen Bereichen des Reaktors systematisch. Die deutsche 

Reaktorsicherheitskommission erließ darüber hinaus neue Vorschriften, wie mit der Pro-

blematik umzugehen ist, und es wurden Vorkehrungen getroffen, um ähnliche Ereignisse 

in Zukunft zu vermeiden.

Am 25. Juli 2006 kam es im Stromnetz in der Nähe des schwedischen Kernkraftwerks 

Forsmark zu einem Kurzschluss. Die automatischen Steuerungen reagierten fehlerhaft 

und trennten die Anlage erst mit zeitlicher Verzögerung vom Netz. Somit wirkte sich der 

Kurzschluss auch im Kernkraftwerk aus. 

Wird die Anlage vom Netz getrennt, muss sie sich selbst mit Energie versorgen, um den 

Reaktorkern weiter zu kühlen. Hierzu sind zunächst verschiedene Umschaltmöglichkeiten 

vorgesehen, damit die Anlage weiter Strom erhält. Aufgrund verschiedener, über länge-

re Zeit unbemerkt vorhandener Fehler funktionierten diese Umschaltungen in Forsmark 

jedoch nicht.

Letztlich stehen Notstrom-Aggregate zur Verfügung, die alle Sicherheitssysteme mit Ener-

gie versorgen sollen. Durch den externen Kurzschluss und die dabei aufgetretenen Span-

nungsspitzen fi elen jedoch zwei der vier vorhandenen Notstrom-Systeme aus. Nur durch 

Zufall waren dabei nur zwei und nicht alle vier vorhandenen Notstromdiesel betroffen. 

An diesem Beispiel wird zunächst deutlich, dass neben den eigentlichen Sicherheitssyste-

men auch viele Hilfsfunktionen erforderlich sind. So benötigt die Sicherheitstechnik zuver-

lässig Strom. Wenn die gesamte Stromversorgung länger ausfällt, führt das zu Ereignis-

sen, die sich nicht mehr beherrschen lassen bis hin zur Kernschmelze.

Das Beispiel Forsmark zeigt außerdem, dass in den Anlagen trotz einer Qualitätssicherung 

und umfangreicher Prüfungen Fehler über längere Zeiträume unbemerkt bleiben können. 

Diese werden unter Umständen erst entdeckt, wenn tatsächlich ein Störfall eintritt, bei 

dem die Sicherheitstechnik benötigt wird.

Die Fehler 

wiederholen sich. 
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Ereignisse außerhalb der Anlage können die Sicherheit erheblich beeinträchtigen. Auch 

mehrere Ebenen von Schutzvorkehrungen zur Absicherung der Anlage können, wie es bei 

diesem Ereignis der Fall war, gleichzeitig versagen. Selbst Fehler in einem sicherheitstech-

nisch nicht direkt relevanten Bereich können sich dann auf grundlegende Sicherheitsvor-

kehrungen auswirken. 

Alle Beispiele belegen: Trotz langjähriger Erfahrung mit Kernkraftwerken ereignen sich 

weiterhin viele Störfälle. Die Kenntnisse und Vorsorgemaßnahmen reichen bei weitem 

nicht aus, dies zu vermeiden. Zwar hat sich die Kerntechnik weiterentwickelt, trotzdem 

tauchen immer wieder unvorhergesehene Wechselwirkungen, neuartige Fehler und zu-

vor nicht bedachte Abläufe auf. Deshalb kann auch heute nicht von einer „ausgereiften“ 

und damit vollständig sicheren Kerntechnik die Rede sein. 
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3.3

Schnittstelle Mensch und Technik

Das Personal in einem Kernkraftwerk kann jederzeit in das Betriebsgeschehen eingreifen – 

sowohl im normalen Betrieb als auch bei Störungen und Störfällen. In unterschiedlichem 

Umfang ist es sogar notwendig, dass sich die Mannschaft einschaltet. Dabei passieren je-

doch immer wieder Fehler. Der menschliche Einfl uss (Human Factor) in einer Anlage lässt 

sich also weder ausschließen noch lässt sich genau vorhersagen, welchen Fehler jemand 

macht und wann dies geschieht. Äußere Einfl üsse wie Zeit- und Finanzdruck oder eine Kul-

tur, die Regelverstöße in bestimmten Bereichen duldet, verstärken das erfahrungsgemäß. 

Auch eine schlecht organisierte Arbeitswelt mit unklaren Zuständigkeiten und Verantwort-

lichkeiten sowie Monotonie oder Überforderung gehören zu den Faktoren, die zu Fehlern 

führen. Darüber hinaus wird das Handeln jedes einzelnen Mitarbeiters immer auch durch 

seine persönliche Einstellung bestimmt. Auf diese hat die Anlagen- oder Unternehmens-

leitung kaum Einfl uss. Fazit: Wie häufi g das Personal in einer komplexen Anlage falsche 

Entscheidungen trifft, lässt sich zwar durch geeignete Arbeitsbedingungen positiv beein-

fl ussen. Ausschließen lassen sich menschliche Fehler jedoch nicht. 

Ein Kernkraftwerk ist ein technisch komplexes und hoch automatisiertes System. Trotz-

dem können die dortigen Mitarbeiter jederzeit in den Betrieb eingreifen – beim Normal-

betrieb, bei Unregelmäßigkeiten oder bei Störfällen. In unterschiedlichem Umfang ist es 

sogar erforderlich, dass sich die Mannschaft einschaltet. Menschliche Entscheidungen 

spielen zudem von Anfang an eine entscheidende Rolle – wenn die Anlage geplant und 

errichtet wird. Der menschliche Einfl uss oder Human Factor lässt sich also nicht ausschlie-

ßen. Er stellt einen Unsicherheitsfaktor dar, weil es sich weder vorhersagen lässt, wel-
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chen Fehler jemand macht, noch wann dies geschieht. Wichtig dabei ist die Kreativität 

des Menschen. Im positiven Sinne hilft das kreative Potential eines Mitarbeiters im Kern-

kraftwerk, Lösungen und Handlungsmöglichkeiten in unbekannten Situationen zu fi nden. 

Im negativen Sinne sorgt die Kreativität für unerwünschtes Handeln, weil der Mitarbeiter 

bestehende Regeln, technische Barrieren oder organisatorische Vorschriften umgeht. Die 

Bandbreite solcher bewusster oder unbewusster Regelverstöße ist so groß, dass sie sich 

nicht vorhersagen oder in Sicherheitsanalysen berücksichtigen lassen.

Die Arbeitsbedingungen haben einen wichtigen Einfl uss darauf, wie häufi g Fehler pas-

sieren. Der Schnittstelle zwischen der komplexen Technik und dem Benutzer kommt hier 

eine besondere Bedeutung zu. So sollten technische Einrichtungen ergonomisch gestal-

tet, Anweisungen und Betriebsparameter zum Steuern der Anlage benutzerfreundlich 

dargestellt sowie klar und eindeutig formuliert sein. Beides kann dazu beitragen, Fehler 

zu reduzieren. 

In den vergangenen Jahren ist zudem der Zusammenhang zwischen einer gut organi-

sierten Arbeitswelt und dem Handeln von Personen stärker in den Fokus der Diskussi-

on gerückt. Das betrifft nicht nur die Sicherheit in der Kerntechnik, sondern auch andere 

sicherheitsrelevante Branchen wie die Chemieindustrie und den Flugverkehr. Unter das 

Stichwort Sicherheitsmanagement fallen beispielsweise die Regelung von Zuständigkei-

ten, die Qualifi kation der Mitarbeiter für die jeweilige Tätigkeit (inklusive Aspekte von 

Über- oder Unterforderung) und die Kommunikation. Ebenso wichtig sind die zeitlichen 

und fi nanziellen Ressourcen vor allem für Aufgaben, die in erster Linie der Sicherheit des 

Kernkraftwerks dienen. Diese Faktoren können erheblichen Einfl uss darauf haben, wie 

verantwortungsbewusst sich ein Mitarbeiter verhält, welchen Handlungsfreiraum er hat, 

wie motiviert er ist und welchen Stellenwert Sicherheitsfragen bei betrieblichen Entschei-

dungen haben. Alle Aspekte beeinfl ussen damit auch die Wahrscheinlichkeit, ob es zu 

Fehlern kommt. 

Technik und Organisation müssen sich letztendlich immer an dem Kompromiss orientie-

ren, das Potential des Menschen als Sicherheitsfaktor im Betrieb der Anlage zu fördern, 

ohne ihn zum Risikofaktor zu machen (Grote 2002). Aufgrund der komplexen techni-

schen und organisatorischen Zusammenhänge gibt es in der Praxis außerdem erhebliche 

Schwierigkeiten, Faktoren, die die Sicherheit beeinträchtigen können, zu identifi zieren 

und wirksam Abhilfe zu schaffen.

Neben den äußeren Randbedingungen bestimmt die persönliche Einstellung jedes ein-

zelnen Mitarbeiters maßgeblich das persönliche Verhalten bei sicherheitsrelevanten 

Entscheidungen und Handlungen. Darauf hat die Anlagen- oder Unternehmensleitung 

jedoch nur bedingt Einfl uss. Im Bereich der Kerntechnik hat sich – wie auch in anderen Ri-

sikotechnologien – der Begriff der Sicherheitskultur etabliert (IAEA 1991). Darunter wird 

die umfassende Betrachtung aller Faktoren, die die Sicherheit beeinfl ussen, inklusive der 

Normen und Werte des Einzelnen verstanden. 

Wie die Sicherheitskultur auf das Verhalten der Mitarbeiter einwirken kann, zeigt das fol-

gende Zitat aus einem Bericht des Betreibers des schwedischen Kernkraftwerks Forsmark 

nach einem Störfall im Jahre 2006 (Vattenfall 2006):

„Die aufgetretene Störung muss leider aus der Perspektive eines Höhepunktes im Verfall 

der Sicherheitskultur des Unternehmens betrachtet werden. Dies ist wahrscheinlich zu ei-

nem großen Teil der in letzter Zeit erfolgten Konzentration auf Produktionssteigerung und 

vielleicht einer allzu schnellen Erneuerung der Anlagen geschuldet. …

Menschliche Fehler 

lassen sich kaum 

ausschließen.
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Vieles deutet darauf hin, dass die grundlegenden Ursachen für das Ereignis am 25.7.2006 

in Mängeln im Qualitätsmanagementsystem zu fi nden sind, das nicht die Anforderungen 

der Umwelt erfüllt. Es sieht auch so aus, dass sich die Möglichkeiten und sogar der Wille, 

Anweisungen und Verordnungen zu befolgen, verschlechtert haben. Wir erfüllen oft deren 

Buchstaben, aber nicht deren wahren Sinn. In bestimmten Fällen sind leider auch eindeu-

tige Verstöße festzustellen. Der Mangel an Zeit scheint zu rechtfertigen, dass oftmals ver-

stärkt Risiken auf allen Ebenen des Unternehmens eingegangen werden und die Bestim-

mungen für Reaktorsicherheit und Arbeitsschutz eine immer breitere Auslegung erfahren.“

Das Beispiel belegt, dass weiterhin mit Schwächen im organisatorischen Bereich zu rech-

nen ist, die mit Fehlern des Personals einhergehen. Dabei ist bekannt, wie wichtig die 

Organisation und der Human Factor für die Sicherheit sind. Ein systematischer Lern- und 

Entwicklungsprozess, der menschliche Fehler weitgehend ausschließt, zeichnet sich hin-

gegen nicht ab.

Letztendlich können auch im besten Fall nur einzelne Einfl ussgrößen verbessert werden 

– in erster Linie die Arbeitsbedingungen. Die persönliche Einstellung, die menschliche Kre-

ativität und die Fähigkeit, Entscheidungen zu treffen, werden auch zukünftig von Bedeu-

tung bleiben. Sie führen dazu, dass der Mitarbeiter sowohl die Sicherheit garantieren als 

auch Auslöser für schwerwiegende Fehler werden kann. Der Einfl uss des Human Factor 

auf die Sicherheit von Kernkraftwerken lässt sich somit niemals ausschließen.
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3.4

Alterung von Kernkraftwerken

Auch Kernkraftwerke kommen in die Jahre und so verändern sich mit der Zeit die Qualität 

und das Sicherheitsniveau einer Anlage. Ursprünglich vorgesehene Sicherheitsreserven ge-

hen mit zunehmendem Alter verloren. Daher muss der Anlagenbetreiber bei einem älteren 

Reaktor darauf achten, dass er altersbedingte Schäden frühzeitig erkennt, bewertet und 

auf einen akzeptablen Umfang begrenzt. Doch ein vollständiger Schutz vor altersbedingten 

Schäden ist auch damit nicht möglich. Reparaturen und Nachbesserungen in begrenztem 

Umfang sind möglich. Veraltete Anlagenkonzepte, die praktisch die gesamte Anlage betref-

fen, lassen sich jedoch nur teilweise durch Nachrüsten verbessern. Fazit: Da der weltweite 

Kraftwerkspark immer älter wird, hat das entsprechende Konsequenzen für die Sicherheit.

Bild 06: Schematische Darstellung der Alterungsproblematik

Die Fachwelt verwendet keine einheitlichen Kriterien für den Begriff „Alterung“. Deshalb 

zeichnen die Statistiken über Störfälle auch kein eindeutiges Bild alterungsbedingter 

Schäden oder Ereignisse. Vielfach beziehen die Experten den Begriff Alterung lediglich 

auf technische Einrichtungen, wobei die darunter fallenden Einzelphänomene weitge-

hend bekannt sind. Die Prüfung der Experten kann dann nur in Bezug auf die Technik 

bescheinigen, dass die altersbedingten Schäden erwartungsgemäß verlaufen und die 

technischen sowie organisatorischen Hilfen ausreichen. Es zeigt sich jedoch bei den ge-

meldeten Störfällen in Kernkraftwerken, dass technische Altersprozesse trotzdem nicht 

rechtzeitig erkannt oder gestoppt werden konnten und so die Sicherheit gefährden. Eini-

ge Beispiele für typische Altersschäden an den Anlagen sind: Erosion, Risse in Bauteilen 

als Folge betrieblicher Belastungen, Veränderung elektrischer Kenngrößen, veränderte 

Eigenschaften von Schmierstoffen.

Aktuellere Konzepte wie die Empfehlung der deutschen Reaktorsicherheitskommission 

verfolgen dagegen einen umfassenden Ansatz. Diese verstehen unter dem Begriff Alte-
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rung die zeitabhängige Veränderung der Technik, der Organisation und des Personals. Es 

ist nicht ausreichend, das Alter nur auf technische Aspekte wie mechanische oder elekt-

rische Eigenschaften zu beschränken, weil dann wesentliche Folgen außer Acht gelassen 

werden. Denn veralten können beispielsweise auch Management- und Betriebsführungs-

systeme und organisatorische Regelungen oder die Fachkompetenz des Personals. So 

kommt es in Kernkraftwerken vor, dass kaum noch Erfahrungen aus erster Hand vorhan-

den sind. Veralten können aber auch Sicherheitskonzepte sowie Grundsätze oder Anfor-

derungen, die bei der Planung des Sicherheitskonzepts angelegt wurden und heute nicht 

mehr gelten, beispielsweise aufgrund technischer Weiterentwicklungen oder verschärfter 

Regelwerke. 

Folge der beschriebenen Prozesse: Die Anlagen entfernen sich mit zunehmendem Alter 

immer weiter vom Stand von Wissenschaft und Technik. Zwar können die Betreiber der 

Kernkraftwerke versuchen, ältere Anlagen durch Nachrüsten an den aktuellen Stand der 

Sicherheitstechnik anzugleichen. Das gelingt jedoch nur mit Abstrichen, denn grundle-

gende Merkmale können mit vertretbarem Aufwand kaum verändert werden (zum Bei-

spiel die Anordnung von Gebäuden und Systemen, die Wandstärken von Gebäuden, die 

Auslegung von Großkomponenten). Daher erreichen ältere Meiler in der Regel nicht das 

Sicherheitsniveau von neuen Reaktoren. 

Zwei Beispiele: 

Die heute laufenden deutschen Kernkraftwerke gingen zwischen 1974 und 1988 in Be-

trieb. Seitdem hat sich die Sicherheitstechnik weiter entwickelt. Unterschiede bestehen 

beispielsweise darin, dass in neueren Anlagen üblicherweise vier gleichartige Sicherheits-

systeme vorhanden sind, die räumlich getrennt und gegen Angriffe von außen geschützt 

sind. In älteren Anlagen sind die Systeme dagegen teilweise verknüpft und nur unzurei-

chend voneinander getrennt. Dadurch besteht bei Störfällen die Gefahr weitreichender 

Auswirkungen, die nicht auf einen Strang des Systems beschränkt bleiben. Auch die Hülle 

des Reaktorgebäudes ist bei neueren Anlagen stärker und gewährt dadurch mehr Schutz. 

Selbst mit Nachrüstungen können Altanlagen diesen verbesserten Sicherheitsstandard 

nicht gleichwertig umsetzen.

Bei der Inbetriebnahme von Biblis A im Jahr 1975 war nur ein kleiner Bruchteil des heute 

gültigen kerntechnischen Regelwerks veröffentlicht. Daraus ergeben sich in vielen Details 

altersbedingte Unterschiede zwischen den Anlagen. Anlagenbetreiber argumentieren, 

dass für sie die Standards aus der Genehmigungszeit des Kernkraftwerks maßgeblich 

sind. Dadurch werden neuere Entwicklungen der Sicherheitsanforderungen außer Acht 

gelassen.
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3.5

Terrorismus und Kriegsfolgen

Kernkraftwerke können ein potentielles Ziel für Terroristen sein oder sie können in einem 

Krieg zur Zielscheibe eines Angriffs werden. Spätestens die Anschläge auf das World Trade 

Center und das Pentagon am 11. September 2001 haben gezeigt, dass Angriffe von einer 

solchen Dimension heute möglich sind. Fazit: Da ein Kernkraftwerk auch von Außen ange-

griffen werden kann, erhöht sich sein Sicherheitsrisiko und macht dieses zudem unbere-

chenbar. 

Es hat in der Vergangenheit bereits reale Fälle gegeben, in denen Kriminelle oder Ter-

roristen Kernkraftwerke bedroht haben. So liegen diesbezügliche Berichte beispielswei-

se aus Argentinien, Russland, Litauen, Südafrika, Südkorea, den USA und Frankreich vor 

(vgl. Kelle 2001). Dabei handelte es sich um eine breite Palette von Ereignissen, die von 

Sabotageversuchen durch unzufriedene Mitarbeiter über die Androhung von Bomben-

anschlägen bis hin zu Selbstmorddrohungen von Flugzeugentführern reichten. Dies war 

beispielsweise im November 1972 der Fall, als drei Entführer damit drohten, ein Flugzeug 

in Oak Ridge, USA, in eine Nuklearforschungsanlage zu stürzen. Sicherheitsexperten ha-

ben daher auch schon früh auf die Risiken hingewiesen, die Angriffe von Außen mit sich 

bringen. Es hat sogar schon militärische Angriffe von Staaten auf Nuklearanlagen anderer 

Länder gegeben, die allerdings zum Glück noch im Bau waren.

Die Anschläge vom 11. September 2001 sowie weitere terroristische Ereignisse in der Fol-

gezeit (London, Madrid, Sauerland etc.) haben in jüngerer Zeit dazu geführt, dass Sicher-

heitsexperten die spezifi sche Bedrohungslage auch in der Bundesrepublik Deutschland 

verändert betrachten. Bislang als eher unwahrscheinlich betrachtete terroristische Szena-

rien stehen vor diesem Hintergrund neu in der Diskussion. Hierzu zählt insbesondere auch 

der gezielte Absturz eines großen Verkehrsfl ugzeugs auf ein Kernkraftwerk. 

Als die ältesten heute noch in Deutschland betriebenen Kernkraftwerke geplant wurden, 

gehörte ein besonderer Schutz gegen einen unfallbedingten Flugzeugabsturz noch nicht 

in den Anforderungskatalog. Dies gilt auch für den größten Teil der heute international 

betriebenen Kernkraftwerke. Erst später berücksichtigten die Planungen in Deutschland 

den unfallbedingten Absturz auf ein Kraftwerk – unter anderem deshalb, weil eine grö-

ßere Anzahl von Militärmaschinen des Typs Starfi ghter verunglückte. Doch auch hier leg-

ten die Planer nicht den gezielten Absturz eines großen Verkehrsfl ugzeugs zugrunde. Es 

macht jedoch in verschiedener Hinsicht einen Unterschied für das Kernkraftwerk, ob es 

gegen den Absturz eines schnell fl iegenden Militärfl ugzeugs oder eines zivilen Großfl ug-

zeugs geschützt werden soll. 

Bei den ältesten Kernkraftwerken ist es möglich, dass das Reaktorgebäude bei einem 

Absturz großfl ächig zerstört wird. Auch neuere deutsche Anlagen sind nicht für alle mög-

lichen Szenarien optimal geschützt. Welche Folgen ein Absturz auf einen Reaktor hätte, 

hängt von den konkreten Randbedingungen ab wie beispielsweise dem tatsächlichen Zer-

störungsumfang in der Anlage, aber auch den vorliegenden Wetterbedingungen (Wind-

stärke, Niederschlag etc.). Untersuchungen zeigen, dass bei einer Zerstörung Teile der 

Bevölkerung auch in sehr weit von der betroffenen Anlage entfernt gelegenen Gebieten 

noch evakuiert oder langfristig umgesiedelt werden müssten. Die ökonomischen und ge-

sellschaftlichen Folgen eines solchen Ereignisses wären katastrophal. 

Ein Absturz eines 

großen Flugzeugs 

hätte katastrophale 

Folgen insbesondere 

für ältere 

Kernkraftwerke.
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Wie groß die Gefahr eines Angriffs auf nukleare Anlagen ist, hängt dabei von vielen Ein-

fl üssen ab, die weitgehend unberechenbar bleiben. Während noch in den 1980er Jahren 

in der Bundesrepublik die Gefahren kriegerischer Auseinandersetzungen in der sicher-

heitspolitischen Diskussion eine Rolle spielten, betrachten die Experten heute eher die Be-

drohung durch internationale Terroristen als entscheidend. Bereits hieran wird deutlich, 

dass sich die politischen und gesellschaftlichen Randbedingungen selbst in relativ stabilen 

Staaten über die Lebensdauer eines Kernkraftwerks grundlegend ändern können.

Dies kann sich in Ländern, die heute über einen Einstieg in die Kernenergie nachdenken, 

nochmals extremer darstellen. So erfüllen manche Nationalstaaten bereits heute ihre ori-

ginären Sicherheitsaufgaben nicht mehr in ausreichendem Maße (so genannte schwache 

oder fragile Staaten). Zu diesen Aufgaben gehört insbesondere, dass der Staat das Ge-

waltmonopol wahren, die sozioökonomischen Faktoren wie Infrastruktur oder Bildung 

sichern und rechtsstaatliche Institutionen aufrecht erhalten muss. Würden in fragilen 

Staaten Kernkraftwerke betrieben, so könnten die Konsequenzen, die der Zerfall staatli-

cher Ordnungsfunktionen auf die Sicherheit von Kernkraftwerken hat, vielfältig sein. Sie 

könnten von einem schlechten technischen Sicherheits-Niveau bis hin zu einer mangel-

haften Aufsicht über die Kernkraftwerke reichen. Schließlich drohen bei einem Verlust des 

Gewaltmonopols innerstaatliche oder gar kriegerische Auseinandersetzungen, was wie-

derum potentiell gefährlich für die Anlagen ist.

Mögliche Folgen für die Sicherheit der Kernkraftwerke lassen sich aus Sicht des Öko-Insti-

tuts daher oft nicht vorhersehen. 
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4

(K)eine Frage der Kosten – was die Investitionen bedeuten

4.1

Grundsätzlicher Investitionsbedarf

Der Neubau eines Kernkraftwerks kostet sehr viel Geld und lässt sich unter Marktbedingun-

gen nur schwer fi nanzieren. Die Investitionsentscheidung des Betreibers ist dabei immer 

mit der Erwartung verbunden, eine entsprechende Rendite zu erwirtschaften. Doch das 

lässt sich für die Kernenergie nicht verlässlich planen. Es ist nicht zu erwarten, dass neue 

Kernkraftwerke Strom wesentlich günstiger produzieren können als andere Energieträger. 

Fazit: Auch aus wirtschaftlicher Sicht stellt die Kernenergie keine besonders attraktive Opti-

on für die zukünftige Energieversorgung dar.

Eine wirkliche Renaissance der Kernenergie setzt voraus, dass viele neue Kernkraftwerke 

gebaut werden. Die Investitionskosten beeinfl ussen bei Neubauvorhaben überwiegend 

die Kosten für den Strom, der zukünftig in dem neuen Kraftwerk erzeugt wird. Diese Kos-

ten sind abhängig von der Bauart und Kapazität der Anlage, von den lokalen Standortbe-

dingungen und nicht zuletzt von den Bedingungen des Kapitalmarktes, unter denen ein 

Neubauvorhaben fi nanziert werden muss. Die Kalkulation weist für jedes konkrete Vorha-

ben Unterschiede auf. Beim Neubau des derzeit am weitesten verbreiteten Reaktortyps, 

dem Leichtwasserreaktor, mit einer typischen Leistung zwischen 1.200 und 1.600 Mega-

watt elektrischer Leistung (MW
el
) machen die Investitionskosten einen Anteil von rund 

65 Prozent an der Kalkulation der zukünftigen Stromerzeugungskosten aus (siehe Abbil-

dung 07). Betrieb, Wartung, Rückbau und Entsorgung des Kernkraftwerks schlagen mit 

rund 23 Prozent zu Buche, während Brennstoffkosten (ohne Entsorgung der abgebrann-

ten Brennelemente) mit etwa zwölf Prozent in die Kalkulation eingehen (IAEA 2008). 

Bild 07: Anteile verschiedener Kostenarten an der Stromerzeugung aus Kernenergie (Daten: IAEA 

2008)

Kapitalkosten: 65%

Brennstoffkosten: 

12%

Uranpreis: 5,5%

Konversion: 0,5%

Anreicherung: 4,6%

Brennelement-

herstellung: 1,4%

Betriebs-, Wartungs- und 

Entsorgungskosten: 23%

©
Ö

ko
-I

n
st

it
u

t 
2

0
0

9



22

Streitpunkt Kernenergie – Eine neue Debatte über alte Probleme

Es gibt derzeit keine aktuellen Erfahrungen, welche Kosten tatsächlich bei einem Kern-

kraftwerk-Neubau entstehen, da bis heute keine Neubauprojekte unter realen Marktbe-

dingungen realisiert werden. Auch die Kosten für die aktiv betriebenen, aber noch nicht 

abgeschlossenen Neubauten, beispielsweise in Finnland oder Frankreich, stehen keines-

wegs fest. 

Die Hersteller von Kernkraftwerken machen Angaben auf der Basis von Kosten, die un-

mittelbar durch Planung, Beschaffung und Bau des Kernkraftwerks verursacht werden. 

Betreiber hingegen gehen meist von ihrem Gesamtkapitalbedarf aus, das heißt sie be-

rücksichtigen zusätzlich zu den reinen Anschaffungskosten die so genannten „owner’s 

costs“, die bis zur Inbetriebnahme des Kraftwerks anfallen. Hierunter gehören zum Bei-

spiel: Kosten für Landerwerb, zusätzliche Infrastrukturinvestitionen beispielsweise in die 

Übertragungsnetze und die Standorterschließung, Personalschulung, Genehmigungs-

verfahren, Sicherstellen von Ersatzteilen und Versicherungen. Die Kosten, die der Be-

treiber zusätzlich berücksichtigen muss, sind sehr variabel, da sie entscheidend von ver-

schiedenen Faktoren abhängen. Dazu gehören: die Standortbedingungen (zum Beispiel 

„Grüne Wiese“ oder Bau am entwickelten Standort), der Grad der bereits verfügbaren 

Infrastruktur (zum Beispiel die Stromübertragungsnetze) und das allgemeine Kostenni-

veau im Land (Löhne, Steuern). 

Ergeben sich vor diesem Hintergrund bereits deutliche Unterschiede in den Angaben von 

Anbietern und Betreibern, so ist zusätzlich zu berücksichtigen, ob die Kostenschätzung 

als „Overnight Costs“ oder „Total Capital Investment Costs“ bezeichnet und angegeben 

wird. 

„Overnight Costs“ lassen Kapitalzinsen und Preissteigerungen durch Infl ation unberück-

sichtigt, stellen also dar, mit welchen Kosten der Anbieter oder zukünftige Betreiber eines 

Kernkraftwerks rechnen müsste, wenn das Kraftwerk „über Nacht“ fertig gestellt wäre 

und sämtliche Kosten nach heutigen Preisen zu begleichen wären. „Total Capital Invest-

ment Costs“ berücksichtigen zusätzlich Kapitalzinsen, Kostensteigerungen und Infl ation 

während der Bauzeit.

Es ist also festzuhalten, dass bei Angaben zu den Kosten immer genau betrachtet wer-

den muss, wer die Zahlen herausgibt. Zudem bedarf der Umfang der Kosten, die in der 

Schätzung enthaltenen sind, immer einer Erläuterung. Bei den unterschiedlichen, unter 

diesem Aspekt kursierenden Angaben, lassen sich, umgerechnet auf Euro und angege-

ben als Kosten je installiertem Kilowatt elektrischer Leistung (€ / kW
el
), folgende Band-

breiten beobachten:

Anbieter nannten zuletzt (Nucleonics Week 2008, 2009) Schätzungen der Baukosten 

zwischen 1.500 und 3.000 € / kW
el
, im Mittel um 2.300 € / kW

el
. Die wohl bekannteste 

Kostenschätzung eines Anbieters liegt für den fi nnischen Reaktor Olkiluoto-3 (siehe Ka-

pitel 4.2) vor, bei dem die Gesamtkosten für ein Kernkraftwerk des Typs EPR mit einer 

Kapazität von 1.600 MW
el
 mittlerweile mit etwa 4,5 Milliarden Euro (beziehungsweise 

2.813 € / kW
el
) angegeben werden. 

Betreiber nannten zuletzt Schätzungen ihrer „Overnight-Costs“ zwischen 1.900 und 

4.000 € / kW
el
,

 
bei einem Mittelwert von ca. 3.000 € / kW

el
. Für den Gesamtkapitalbedarf 

gaben Betreiber Schätzungen ab, die umgerechnet zwischen 2.000 und 5.000 € / kW
el 

liegen, bei einem Mittelwert von etwa 3.100 € / kW
el
.
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Ein Beispiel für eine betreiberseitige Kostenschätzung ist das Neubauvorhaben des US-

amerikanischen Energieversorgers Progress Energy. Der Energieversorger geht für den 

geplanten Neubau von zwei Kraftwerksblöcken vom Typ Westinghouse AP-1000 in Flo-

rida „auf der grünen Wiese“, also an einem Standort ohne Energie-Infrastruktur, von 

Gesamtkosten von rund 14 Milliarden US-Dollar (rund elf Milliarden Euro oder etwa 

5.000 € / kW
el
) und zusätzlichen Kosten für den Anschluss der Anlage an das Stromnetz 

von etwa drei Milliarden US-Dollar (rund 2,3 Milliarden Euro oder etwa 1.100 € / kW
el
) 

aus. Ein anderer Energieversorger, Florida Power & Light Co., rechnet für ein ähnliches 

Projekt mit Kosten bis zu 18 Milliarden US-Dollar (rund 14 Milliarden Euro). Schätzun-

gen über andere geplante Neubauvorhaben ähnlich großer Kernkraftwerke liegen in der 

Größenordnung um zehn Milliarden US-Dollar.

Für den daraus resultierenden Strompreis muss weiterhin beachtet werden, dass nahezu 

alle Kernkraftwerke, die heute weltweit in Betrieb sind, unter den Bedingungen eines 

stark regulierten Strommarktes fi nanziert und gebaut wurden. Unter diesen Randbedin-

gungen fanden die Investoren einen festen Kundenstamm vor, zudem konnten sie mit 

grundsätzlich profi tablen Energiepreisen rechnen, die ohne Wettbewerbsrisiko kalkuliert 

waren. Höhere Kosten konnten direkt auf den Strompreis umgelegt und an den Verbrau-

cher weitergegeben werden. 

Mit der Liberalisierung der Strommärkte stehen die Energieerzeuger jedoch stärker im 

Wettbewerb um den Absatz des erzeugten Stroms. 

In den USA werden die Kosten der Stromerzeugung mit einem neuen Kernkraftwerk der-

zeit auf 64 bis 80 US-Dollar pro Megawatt-Stunde (US-$/MWh
el
) geschätzt, was umge-

rechnet zwischen 49 und 61 € / MWh
el
 ausmacht. Vattenfall schätzte zuletzt, dass ein neu-

es Kernkraftwerk in Europa Strompreise von mindestens 54 € / MWh
el
 erzielen müsse, um 

profi tabel arbeiten zu können. Der französische Stromkonzern EDF nennt für den derzeit 

im Bau befi ndlichen EPR in Flamanville ebenfalls Erzeugungskosten von 54 € / MWh
el
, für 

einen zukünftigen zweiten EPR auf französischem Boden gibt EDF Erzeugungskosten zwi-

schen 55 und 60 € / MWh
el
 an. Zum Vergleich: In älteren und abgeschriebenen Kernkraft-

werken wird mit Stromerzeugungskosten von rund 12 € / MWh
el
 gerechnet (IAEA 2008). 

Für die bestehenden und abgeschriebenen deutschen Kernkraftwerke lagen die Betriebs-

kosten 2005 um 17 € / MWh
el
 (EWI 2005).

Preise für Grundlaststrom von über 50 € / MWh
el
 wurden an der europäischen Strombörse 

EEX zwar in den vergangenen beiden Jahren erreicht, aktuell pendeln sich die erzielbaren 

Preise im europäischen Markt für Stromlieferungen in 2012 um 54 € / MWh
el
 ein. Damit 

liegen sie im Bereich der Wirtschaftlichkeitsschwelle neuer Kernkraftwerke. Mittelfristig wer-

den häufi g Börsenpreise zwischen 60  und 70 € / MWh
el
 erwartet. Noch bestehen große 

Unsicherheiten, wie sich die Kosten bei der Kernenergie entwickeln werden. Deshalb bleibt 

abzuwarten, ob das Verhältnis zwischen Kosten und Ertrag bei der Stromerzeugung in neu-

en Kernkraftwerken im Vergleich zu alternativen Technologien wettbewerbsfähig sein wird. 

Derzeit gibt es keine Hinweise darauf, dass mit neuen Kernkraftwerken Renditen erwirt-

schaftet werden können, die einen Neubau für privatwirtschaftliches Investment attraktiv 

machen würden. Da aber für eine tatsächliche Renaissance der Kernenergie erhebliches 

privatwirtschaftliches Engagement erforderlich ist, wird diese daher mit hoher Sicherheit 

ausbleiben. Festzustellen bleibt: Es ist kein klarer wirtschaftlicher Vorteil zu erkennen. 

Deshalb lässt es sich auch volkswirtschaftlich nicht rechtfertigen, die Risiken der Kernener-

gie in Kauf zu nehmen. 

Ob neue 

Kernkraftwerke 

ohne Staatshilfen 

zuverlässig 

eine Rendite 

erwirtschaften, ist 

fraglich.
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Dabei sind weitere wirtschaftliche Risiken und externe Kosten an dieser Stelle noch gar 

nicht berücksichtigt. Auf diese wird in den nun folgenden Abschnitten eingegangen.
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4.2

Wirtschaftliche Risiken 

Ein Kernkraftwerk muss über Jahrzehnte stabil laufen, damit es das eingesetzte Kapital 

und die erhoffte Rendite erwirtschaftet. Das Kapital unterliegt in dieser Zeit erheblichen 

Risiken. Hinzu kommt, dass Planer und Betreiber die Kosten für einen Neubau oft zu ge-

ring schätzen. Große Unsicherheiten bestehen außerdem, welche Laufzeit und welche 

Auslastung ein neues Kernkraftwerk überhaupt erreichen kann. Es gibt daher derzeit kei-

nen Neubau, der ohne staatliche Hilfe auskommt. Die Liberalisierung der Strommärkte 

sorgt in Kombination mit dem weltweiten Ausbau der erneuerbaren Energien dafür, dass 

Großkraftwerke zukünftig eine immer geringere Rolle spielen werden. Somit ist der wirt-

schaftliche Betrieb neuer Kernkraftwerke nicht sichergestellt. Fazit: Angesichts der großen 

ökonomischen Risiken ist eine Renaissance der Kernenergie aus wirtschaftlicher Sicht nicht 

zu erwarten.

Wenn ein neues Kernkraftwerk gebaut wird, lassen sich die ursprünglichen Kostenschät-

zungen oft nicht einhalten. Prominentes Beispiel hierfür ist der fi nnische Kraftwerksneu-

bau Olkiluoto-3.

Im Januar 2002 befürwortete der fi nnische Ministerrat nach langer Debatte grundsätz-

lich, dass ein fünftes Kernkraftwerk in Finnland mit einer Kapazität von bis zu 1.600 Me-

gawatt elektrischer Leistung (MW
el
) errichtet wird. Die Baukosten bezifferten die Planer 

seinerzeit mit einem Höchstwert von 2,5 Milliarden Euro. 

Im Januar 2004 schlossen die fi nnische Betreibergesellschaft TVO und der französi-

sche Anbieter AREVA NP einen Vertrag, um das Kernkraftwerk vom Typ EPR zu bauen. 

Mit Vertragsabschluss vereinbarten die beiden Parteien eine feste Kaufsumme für das 

schlüsselfertige Kraftwerk von 3,2 Milliarden Euro. 

Baubeginn des Reaktors war im August 2005. Ende 2008 lagen die Bauarbeiten bereits 

über drei Jahre hinter dem Zeitplan zurück. Die ursprünglich für Mitte 2009 vorgesehene 

Inbetriebnahme wird aktuell nicht vor Mitte 2012 erwartet. Neben den zeitlichen Ver-

zögerungen schätzen Experten die Baukosten mittlerweile auf 4,5 Milliarden Euro, also 
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etwa 1,3 Milliarden Euro über dem vertraglich vereinbarten Festpreis. Dabei handelt es 

sich um die anbieterseitigen Kosten für Planung, Beschaffung und Bau des Kraftwerks. 

Die zusätzlichen Kosten des späteren Betreibers (owner’s cost’s) sind darin nicht enthal-

ten. Hierzu gibt es keine offi ziellen Angaben.

Die Erfahrungen beim Bau von Olkiluoto-3 beeinfl ussen auch die Kostenangaben für den 

zweiten EPR-Reaktor, der im französischen Flamanville im Bau ist. Für einen weiteren 

geplanten EPR in Penly nannte der Hersteller zuletzt reine Baukosten von vier Milliarden 

Euro anstelle von ursprünglich geplanten drei Milliarden Euro. Aktuell schätzen Exper-

ten, dass bei Kernkraftwerken des Typs EPR die allgemeinen Baukosten zwischen vier 

und sechs Milliarden Euro liegen.

Zusätzlich zu den gestiegenen Baukosten entsteht dem zukünftigen Betreiber TVO in 

Finnland nach eigenen Angaben ein Schaden von etwa 2,4 Milliarden Euro. Grund: Der 

Reaktor wird mit deutlicher Verzögerung in Betrieb gehen – 38 Monate später als ge-

plant.

Die hohen Kapitalkosten für den Bau eines Reaktors werden erst nach langem Betrieb 

durch die Einnahmen wieder gedeckt. Typische Refi nanzierungszeiträume liegen im Be-

reich von zwei bis drei Jahrzehnten. Jede Verzögerung beim Bau eines Kernkraftwerks, 

unabhängig davon, ob sie technische, organisatorische oder auch gesellschaftliche Ur-

sachen hat, verzögert die Refi nanzierung, erhöht die Kapitalkosten und verringert somit 

die Kapitalrendite. 

Es ist daher festzuhalten, dass Kostenschätzungen für den Neubau eines Kernkraftwerks 

mit großer Vorsicht zu betrachten sind. Sie können derzeit, wenn überhaupt, nur eine 

grobe Hilfestellung sein. Einige Hersteller wollten vor diesem Hintergrund zuletzt keine 

Kostenschätzungen mehr abgeben.

Wirtschaftliche Erwägungen können Kernkraftwerksprojekte in allen Stadien der Pla-

nung und Realisierung scheitern lassen. Der Stopp des südafrikanischen Atompro-

gramms ist ein Beispiel dafür, dass die hohen Investitionskosten und die damit verbun-

denen Risiken den Neubau von Kernkraftwerken in Frage stellen können (Nucleonics 

Week v. 11.12.2008). Der südafrikanische Energieversorger ESKOM hat Ende 2008 die 

erste Stufe seines Nuklearprogramms zum Bau von insgesamt 20.000 MW
el
 an Kern-

energiekapazität auf unbestimmte Zeit verschoben. Die bis dato vorliegenden Angebote 

für die ersten Neubauvorhaben seien nicht zu fi nanzieren, hieß es.

Auch US-amerikanische Energieversorger stellen ihre Neubauprojekte verstärkt selbst 

in Frage. Bereits im Januar 2008 wurde bekannt, dass MidAmerican Nuclear Energy aus 

Kostengründen auf den Neubau eines geplanten Kernkraftwerks in Idaho verzichtet. Ein 

weiterer US-amerikanischer Energieversorger, Entergy, hat jüngst Pläne für einen Reak-

torneubau auf unbestimmte Zeit verschoben. Er verwies ebenfalls auf ständig steigende 

Kostenschätzungen des Anlagenanbieters GE Hitachi. Der Energiekonzern Exelon hat im 

Mai 2009 ein Neubauprojekt in Texas vorerst abgesagt. Grund: Das Projekt erhält keine 

Unterstützung aus dem Bürgschafts-Budget, das die US-Regierung aufgelegt hat (Nucle-

onics Week 2008 und 2009).

Kein Kernkraftwerk hat bisher eine Betriebsdauer von 60 Jahren erreicht. Die ältesten 

noch aktiven Kernkraftwerke haben gerade eine Laufzeit von 40 Jahren überschritten. Es 

gibt zudem derzeit keine belastbaren Informationen darüber, ob ein Kernkraftwerk aus 

Südafrika stoppt 

Neubauvorhaben 

wegen der hohen 

Kosten.
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Sicherheitsgründen überhaupt 60 Jahre am Netz bleiben kann (vgl. auch Kapitel 3.4). 

Dennoch werden bei Neubauten – wie dem des Kernkraftwerks Olkiluoto-3 – solche Be-

triebszeiträume den Wirtschaftlichkeitsberechnungen zugrunde gelegt. 

Die Schätzungen sehen zudem eine mittlere Auslastung von 90 Prozent über die gesam-

te Betriebsdauer vor. Zwar können Kernkraftwerke durchaus eine derartige Auslastung 

erreichen, aber nach den bisherigen Betriebserfahrungen nicht über ihre gesamte Le-

bensdauer. Wenn die Anlage aus technischen Gründen heruntergefahren wird, verringert 

das die Stromausbeute und damit dauert die Refi nanzierung des eingesetzten Kapitals 

entsprechend länger. Die modernsten deutschen Kernkraftwerke der Konvoi-Baureihe 

erreichten bisher über ihre gesamte Betriebsdauer Werte von 91,7 Prozent (ISAR-2, 

1988–2008), 93,3 Prozent (Emsland, 1988–2008) und 93,2 Prozent (Neckarwestheim-2, 

1989–2008). Allerdings laufen sie erst seit 20 Jahren. Ältere Kernkraftwerke liegen deut-

lich darunter. Im langjährigen Durchschnitt haben deutsche Kernkraftwerke insgesamt 

Auslastungen von etwa 83 Prozent erreicht. Für die Jahre 1999 bis 2007 lagen auch im 

weltweiten Durchschnitt die Werte nur knapp über 80 Prozent, bei einem Maximum von 

rund 83,5 Prozent Auslastung in 2001. 

Eine 90-prozentige Auslastung eines Großkraftwerks stellt damit auf Basis der bisherigen 

Betriebserfahrung keine sichere Kalkulationsgrundlage dar. Hinzu kommt, dass sich mit 

dem stetig wachsenden Anteil erneuerbarer, aber zeitlich variabler Energieträger das Ein-

speiseverhalten fossiler oder nuklearer Großkraftwerke ändern wird. Es wird zukünftig in 

immer stärkerem Maße auch von dem steigenden Angebot erneuerbarer Energiequellen 

bestimmt. Denn der weltweite Ausbau der Energieerzeugung mit erneuerbaren Energie-

trägern und Kraft-Wärme-Kopplung wird die Energiesysteme nachhaltig verändern. 

Um die weltweiten Klimaschutzziele zu erreichen, wird diese Entwicklung mit hoher Wahr-

scheinlichkeit eintreten. Deutschland gilt dabei als vorbildlich, Instrumente ähnlich dem 

deutschen Erneuerbare-Energien-Gesetz fi nden mittlerweile weltweit breite Anwendung. 

Diese Entwicklung bedingt einerseits ein intelligentes und fl exibles Management bei 

Stromerzeugung und Stromverbrauch und wird andererseits der Auslastung von Grund-

lastkraftwerken Grenzen setzen. Zukünftig werden immer stärker Lastfolgekraftwerke 

und Speichertechnologien benötigt, die fl exibel und verbrauchsorientiert Strom zur Ver-

fügung stellen. Dies wird dazu führen, dass der Bedarf an immer verfügbarer Grundlast 

und damit auch der Bedarf an entsprechenden Großkraftwerken zugunsten einer fl exib-

len Stromerzeugung zurückgehen wird. 

Beim Betrieb von Reaktoren lässt sich das Risiko schwerer Unfälle auch bei modernen 

Anlagen und bei einer ausgeprägten Sicherheitskultur nicht gänzlich ausschließen. Dies 

gilt auch für die Reaktorkonzepte, die derzeit am Markt verfügbar sind. Ein schwerer Un-

fall würde die weitere Nutzung der Kernenergie folglich gesellschaftlich erneut in Frage 

stellen. Dabei spielt es erfahrungsgemäß nur eine geringe Rolle, ob sich dieser Unfall im 

eigenen oder in einem anderen Land ereignet. So hat beispielsweise Italien als unmittel-

bare Folge des Tschernobyl-Unfalls 1986 den Ausstieg aus der Kernenergie beschlossen 

und die bis dato existierenden Kernkraftwerke stillgelegt. Das größte italienische Kern-

kraftwerk Caorso mit einer Kapazität von 860 MW
el
 hatte zu diesem Zeitpunkt gerade 

einmal neun Betriebsjahre hinter sich, davon lediglich sechs Jahre mit einer Verfügbarkeit 

von mehr als 50 Prozent.

Die Grundlagen 

für die Kalkulation 

sind unsicher.
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Es bleibt daher mehr als fraglich, ob die lange Lebensdauer und hohe Auslastung, wie 

sie für Wirtschaftlichkeitsberechnungen neuer Kernkraftwerke angenommen werden, 

überhaupt realistisch sind. Entsprechend groß ist das Risiko für das eingesetzte Kapital. 

Privatwirtschaftliche Investitionen in den Neubau eines Kernkraftwerks bergen vor die-

sem Hintergrund erhebliche Risiken bei unsicheren Renditen. Die WissenschaftlerInnen 

im Öko-Institut rechnen deshalb damit, dass aus wirtschaftlichen Überlegungen heraus 

keine Renaissance der Kernenergie erfolgen wird. 
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4.3

Staatliche Förderung

In der Vergangenheit hat die Kernenergie in Deutschland sehr hohe staatliche Hilfen er-

halten – umgerechnet etwa 2.000 Euro je installiertem Kilowatt. Die bisherige Förderung 

erneuerbarer Energien beträgt demgegenüber etwa 590 Euro je installiertem Kilowatt. 

Neue Kernkraftwerke entstehen derzeit nur dort, wo Kapitalrisiken über staatliche Garan-

tien abgesichert sind oder wo Anbieter wesentliche ökonomische Risiken selbst tragen, um 

beispielsweise ein Reaktorkonzept auf dem Markt einzuführen. Wenn Strommärkte staat-

lich reguliert sind und deshalb der Strom zu fest planbaren Konditionen geliefert werden 

kann, errichten Betreiber ebenfalls neue Kernkraftwerke. Fazit: Bestehende wirtschaftliche 

Risiken tragen bei einer solchen Förderpolitik letzten Endes nicht die Kraftwerksbetreiber, 

sondern Stromkunden und Steuerzahler. 

Kernenergie hat in der Vergangenheit hohe staatliche Vergünstigungen erhalten, ohne 

die ihre Markteinführung nicht möglich gewesen wäre. Tatsächlich beziffert beispielswei-

se das Deutsche Institut für Wirtschaftsforschung (DIW 2007) die Subventionen für die 

Kernenergie in Deutschland seit den 1950er Jahren bis 2006 auf etwa 54 Milliarden Euro. 

29 Kernkraftwerke sind zwischen 1966 und 1988 in Deutschland errichtet und zum Teil 

bereits wieder stillgelegt worden. Umgerechnet hat die Kernenergie bei insgesamt etwa 

26 Gigawatt (GW
el
) kommerziell genutzter Kraftwerksleistung demnach bis einschließlich 

2006 rund 2.000 Euro je installiertem Kilowatt elektrischer Leistung (kW
el
) erhalten.

Die staatliche Förderung neuer Technologien ist ein weit verbreitetes politisches Instru-

ment. Dies gilt beispielsweise auch für erneuerbare Energieträger. Stromerzeugung aus 

erneuerbaren Energien hat in Deutschland bis 2006 etwa 20 Milliarden Euro erhalten, 

wobei hier die Förderung durch das Erneuerbare-Energien-Gesetz eingerechnet ist. Zur 

Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien waren 2007 rund 34 GW
el
 an installierter 

Leistung vorhanden (BMU 2008). Die bisherige staatliche Hilfe entspricht also etwa 590 

Euro je installiertem kW
el
. 2006 betrug die vom DIW ausgewiesene gesamte Förderung 

der Kernenergie noch etwa das 2,7-fache derjenigen erneuerbarer Energien. Die weitere 

Subventionierung der erneuerbaren Energien und der Energieeffi zienz wird bei gleich-

zeitig zurückgehender beziehungsweise aufgegebener Förderung der Kernenergie dazu 

führen, dass sich die Fördervolumina in Deutschland einander angleichen. Wichtiges Ziel 

solcher Förderung ist es, neue Technologien besser zu verbreiten und den Einstieg in den 

Markt zu erleichtern. Langfristig sollen die geförderten Technologien auch ohne Hilfen am 

Markt bestehen können. Der rasante Ausbau der erneuerbaren Energien bestätigt, dass 
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die hier investierten Gelder im Vergleich zur Kernenergie einen sehr effi zienten Entwick-

lungsbeitrag leisten. 

Unabhängig von der massiven staatlichen Unterstützung in der Vergangenheit können 

neue Kernkraftwerke heute offenbar immer noch nicht vollständig privatwirtschaftlich re-

alisiert werden. So geht es derzeit mit Neubauprojekten vor allem dort konkret voran, 

wo staatliche Gelder fl ießen (zum Beispiel in den USA), wo der Strommarkt nicht wettbe-

werblich organisiert ist (Frankreich, Russland, China) oder wo das grundsätzliche Interes-

se am Bau eines Prototypen größtenteils auf Seiten des Herstellers liegt (in Finnland). Die 

wirtschaftlichen Risiken tragen in diesen Fällen letzten Endes nicht die Kraftwerksbetrei-

ber, sondern Stromkunden, Steuerzahler oder die Hersteller selbst.

Die US-Regierung unter Bush hat Bürgschaften in Höhe von rund 18,5 Milliarden US-

Dollar zur Verfügung gestellt, um neue Kernkraftwerke zu fördern. Damit sollten bis zu 

80 Prozent der Investitionskosten abgesichert werden. Diese Mittel könnten auf Basis bis-

heriger Kostenschätzungen jedoch lediglich zwei bis drei Neubauten fördern. Das ameri-

kanische Energieministerium hat entschieden, maximal fünf Projekte mit Bürgschaften zu 

unterstützen. 15 Stromversorger haben bis zum Stichtag 19. Dezember 2008 zusammen 

Bürgschaften im Gesamtwert von 93 Milliarden US-Dollar beantragt. Eine Aufstockung 

der staatlichen Bürgschaften ist aber nicht vorgesehen. Derartige staatliche Anreize, er-

neut in Kernenergie zu investieren, können daher durchaus zu mehr Neubauplänen füh-

ren und haben auch diesbezüglich Anstöße gegeben. Wie viele der geplanten Projekte 

angesichts der begrenzten Mittel wirklich umgesetzt werden, bleibt aus heutiger Sicht 

jedoch völlig offen. Eine tatsächliche Renaissance der Kernenergie lässt sich aus solchen 

Plänen sicher nicht ableiten.
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4.4

Schwere Unfälle und die ökonomischen Folgen

Die immensen Schäden, die bei einem schweren Reaktorunfall auftreten können, sind bei 

weltweit allen Anlagen nur zu einem Bruchteil gedeckt. In Deutschland macht die so ge-

nannte Deckungsvorsorge nur etwa ein Tausendstel der möglichen Schadenssumme aus. 

In anderen Ländern sind teilweise noch geringere Deckungsvorsorgen üblich. Auch privat 

lässt sich das Risiko nicht absichern, da Versicherungen Schäden aus einer nuklearen Ka-

tastrophe aus dem Versicherungsschutz herausnehmen. Fazit: Das Risiko eines schweren 

Unfalls in einem Kernkraftwerk trägt weltweit nahezu vollständig die Gesellschaft.

Eines der größten Probleme bei der Kernenergie liegt darin, dass ein schwerer Unfall pas-

sieren kann. Und dieser hat katastrophale gesundheitliche, ökologische, soziale und wirt-

schaftliche Folgen. 

Bereits 1992 haben Experten den volkswirtschaftlichen Schaden eines großen Reaktor-

unfalls für Deutschland auf umgerechnet fast 5.500 Milliarden Euro geschätzt (Prognos 

1992). Zum Vergleich: Das deutsche Bruttoinlandsprodukt betrug 2008 etwa 2.500 Mil-

liarden Euro.

In den meisten Staaten mit Kernkraftwerken beschränkt sich die Haftung der Betreiber 

demgegenüber auf vergleichsweise geringe Summen. 

In Deutschland haftet der Verursacher eines schweren Unfalls summenmäßig zwar un-

begrenzt, jedoch muss er nur in begrenztem Umfang für potentielle Unfallkosten eine so 

genannte Deckungsvorsorge treffen. Der Höchstwert beträgt hier je Schadensfall lediglich 

2,5 Milliarden Euro und damit nur die Größenordnung eines Tausendstels der potentiel-

len Schadenssumme. Die Betreiber der deutschen Kernkraftwerke decken diese Summe 

zu etwa zehn Prozent durch einen gemeinsamen Haftpfl icht-Versicherungspool ab. Die 

restlichen 90 Prozent werden durch eine Solidarvereinbarung der Muttergesellschaften 

der deutschen Kernkraftwerksbetreiber (E.ON, Vattenfall Europe, RWE und EnBW) unter-

einander vertraglich abgesichert. 

Für Schäden, die über die Vorsorgesumme hinausgehen, haftet die jeweilige Betreiber-

gesellschaft zwar mit ihrem gesamten Vermögen. Da dieses aber bei der zu erwartenden 

Schadensdimension sicher ebenfalls nur einen geringen Bruchteil ausmacht, ist abzuse-

hen, dass im Wesentlichen die Allgemeinheit für die Schäden eines schweren kerntechni-

schen Unfalls aufkommen muss. 

Im weltweiten Vergleich liegt Deutschland bezüglich der Deckungsvorsorge dennoch an 

der Weltspitze. In fast allen anderen Staaten beläuft sich diese auf deutlich geringere Wer-

te. In den USA muss derzeit für alle Kernkraftwerksbetreiber zusammen eine Deckungs-

vorsorge von zehn Milliarden US-Dollar vorgehalten werden. Sie setzt sich zusammen 

aus einer Haftpfl ichtversicherung über die Schadenssumme, die derzeit maximal zu versi-

chern ist (300 Millionen US-Dollar je Anlage) und einer zusätzlichen Deckungszusage des 

jeweiligen Betreibers (rund 100 Millionen US-Dollar je Anlage). 

In Kanada haften Betreiber zwar grundsätzlich unbegrenzt, die verpfl ichtende Vorsorge 

ist aber auf 75 Millionen kanadische Dollar (rund 45 Millionen Euro) je Anlage begrenzt. 

Der kanadische Gesetzgeber arbeitet aktuell daran, die Vorsorgepfl icht auf 650 Millionen 

kanadische Dollar (rund 420 Millionen Euro) zu erhöhen.

 Im Wesentlichen 

muss die Gesellschaft 

für die Schäden 

eines Reaktorunfalls 

aufkommen.
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Im dicht besiedelten Japan bleibt die Deckungsvorsorge je Kernkraftwerk sogar auf um-

gerechnet 38 Millionen Euro beschränkt. Für darüber hinaus gehende Schäden und für 

besondere Schadensursachen haftet der Staat, der hierfür Gebühren aus dem laufenden 

Kraftwerksbetrieb erhält. In Südkorea gelten ähnliche Bedingungen, bei einer Haftungs-

obergrenze von rund 330 Millionen Euro je Schadensfall und einer Deckungsvorsorge von 

37 Millionen Euro je Anlage, die als Zahlung im Voraus zu leisten ist.

Verschiedene europäische Staaten sorgen teilweise sogar mit noch geringeren Beträgen 

für die Haftung bei nuklearen Unfällen vor. 

Eine Vorsorge durch eine private Versicherung ist im Übrigen nicht möglich. Die Versi-

cherungsbedingungen privater Unfall- oder Sachversicherungen schließen allgemein 

Schäden, die mittelbar oder unmittelbar durch Kernenergie verursacht werden, aus dem 

Versicherungsschutz aus.
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5

Kernenergie und Klimaschutz – 

warum die nuklearen Versprechen unehrlich sind 

5.1

Herausforderung Klimawandel

1990 haben die Staaten erstmals anerkannt, dass der Treibhauseffekt vom Menschen ver-

ursacht wird und dass dieser negative Folgen hat. Damals legten die Vereinten Nationen 

den ersten Bericht des zwischenstaatlichen Ausschusses für Klimaveränderungen (IPCC) 

vor, der über die physikalischen Grundlagen des Klimawandels berichtet. In Industriena-

tionen verursacht der Stromsektor den größten Ausstoß an Treibhausgasen, insbesondere 

von CO
2
. Damit spielt dieser Bereich eine wichtige Rolle beim Klimaschutz. Mit der Klima-

rahmenkonvention von 1992 und dem Kyoto-Protokoll von 1997 haben die Staaten auf 

politischer Ebene wichtige Vereinbarungen getroffen, um die Treibhausgase zu verringern. 

Deutschland sieht sich dabei in einer Vorreiterrolle. Fazit: Um dem Klimawandel zu be-

gegnen, müssen die Treibhausgasemissionen weltweit bis zum Jahr 2050 um mindestens 

50 Prozent sinken.

Seit Beginn der Industrialisierung vor etwa 150 Jahren steigt der Anteil der so genann-

ten Treibhausgase in unserer Atmosphäre immer weiter an. Zu den Treibhausgasen im 

Sinne des Kyoto-Protokolls gehören Kohlendioxid (CO
2
), Methan (CH

4
), Distickstoffoxid 

(„Lachgas“ N
2
O), Schwefelhexafl uorid (SF

6
) und die Gruppen der teilhalogenierten Fluor-

kohlenwasserstoffe sowie der perfl uorierten Kohlenwasserstoffe (Kyoto-Protokoll 1997). 

Diese Gase, die ursprünglich etwa drei Promille der Masse in der Atmosphäre ausmach-

ten, begrenzen die Wärmerückstrahlung der Erdoberfl äche. Dadurch herrscht auf der 

Erdoberfl äche natürlicherweise eine durchschnittliche Temperatur von 15°C. Stark ver-

einfacht führt der massive Anstieg der Treibhausgase in der Atmosphäre dazu, dass sich 

der Treibhauseffekt verstärkt und die Erdoberfl äche damit erwärmt. Zu den Folgen zählen 

unter anderem: ein Anstieg der Meeresspiegel, Veränderungen der Niederschlags- und 

Verdunstungsverhältnisse mit Konsequenzen für die Nahrungsmittelproduktion und die 

Artenvielfalt, die wahrscheinliche Ausbreitung von Tropenkrankheiten und die Zunahme 

extremer Wetterverhältnisse.

In ihrer Wirkung auf den Treibhauseffekt unterscheiden sich die einzelnen Stoffe bezie-

hungsweise Stoffgruppen sehr. Im Vergleich zu Kohlendioxid ist Methan um den Faktor 

21 und Lachgas um den Faktor 310 klimawirksamer. Die höchste Klimawirksamkeit ha-

ben die fl uorierten Verbindungen. Ihr globales Erwärmungspotential ist 1300- bis 9300-

mal wirksamer als das von CO
2
. Deswegen haben die Experten diese Verbindungen 

in das Kyoto-Protokoll aufgenommen. Die Treibhausgasemissionen werden meist als 

CO
2
-Äquivalente ausgedrückt. Bei der Umrechnung werden die nicht-CO

2
-Gase gemäß 

ihrer Klimawirksamkeit gewichtet. Bei den emittierten Mengen hat CO
2
 mit Abstand den 

größten Anteil (siehe Abbildung 08). 1990 betrug der CO
2
-Anteil der gesamten emittier-

ten Treibhausgase der Industrie- und Schwellenländer (so genannte Annex I Staaten) 

79,6 Prozent und im Jahr 2006 lag der Anteil bei 82,5 Prozent, jeweils ausgedrückt in 

CO
2
-Äquivalenten.

Annex I Staaten sind 

41 Industrie- und 

Schwellenländer, 

die die Verpfl ichtung 

übernommen haben, 

ihre Treibhausgas-

Emissionen zu 

senken. Sie sind im 

Anhang I (Annex I) 

des Rahmen-

Übereinkommens 

der Vereinten 

Nationen über 

Klimaänderungen 

(UNFCCC) aufgeführt.
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Bild 08: Treibhausgasemissionen der Annex I Staaten nach Einzelgasen für das Jahr 1990 und 2006 

(Daten: UNFCCC 2008)

Mehrere Gründe sorgen dafür, dass die Treibhausgase in der Atmosphäre ansteigen. So 

entweicht das meiste CO
2
 bei der Verbrennung von Öl, Kohle und Gas, um beispielsweise 

Strom zu erzeugen. Bei den Industrie- und Schwellenländern (Annex I Staaten) resultie-

ren rund 83 Prozent der Treibhausgasemissionen aus diesem Energiesektor. Die übrigen 

17 Prozent der Treibhausgasemissionen ergeben sich aus industriellen Prozessen (bei-

spielsweise fl uorierte Verbindungen), der Landwirtschaft (zum Beispiel Methan durch 

Rinderzucht und Reisanbau, Lachgas durch Düngung) und der Abfallwirtschaft (zum Bei-

spiel Methan aus Deponien). Insgesamt haben die so genannten Annex I Staaten einen 

Anteil von 46 Prozent an den weltweiten Treibhausgasemissionen (Stand 2004).

Die weltweiten wissenschaftlichen Erkenntnisse zum Klimawandel, die daraus folgen-

den Konsequenzen, Gegen- und Anpassungsstrategien und vieles mehr werden in den 

Sachstandsberichten des Zwischenstaatlichen Ausschusses für Klimaänderung (IPCC – 

Intergovermental Panel on Climate Change) zusammengestellt und veröffentlicht. Wis-

senschaftler aus aller Welt schreiben diese Sachstandsberichte, die den Anspruch haben, 

den weltweiten wissenschaftlichen Konsens widerzuspiegeln. Die Berichte, von denen der 

erste 1990 und der derzeit aktuelle vierte 2007 erschien, dienen gleichzeitig als wissen-

schaftliche Grundlage für Verhandlungen auf politischer Ebene. 

Aufgrund der Erkenntnisse des IPCC haben die Vereinten Nationen die Konferenz über 

Umwelt und Entwicklung 1992 in Rio de Janeiro einberufen. Die teilnehmenden Staaten 

haben ein Rahmenübereinkommen der Vereinten Nationen über Klimaänderungen (Uni-

ted Nations Framework Convention on Climate Change – UNFCCC) angenommen. Auf 

diesem Übereinkommen basieren die internationalen Forschungs- und Verhandlungspro-

zesse sowie die jährlich tagenden Vertragsstaatenkonferenzen. Im Anhang I dieses Über-

einkommens werden insgesamt 41 Industrie- und Schwellenländer aufgeführt, das sind 

die so genannten Annex I Staaten. Als größte Emittenten sollen sie darauf verpfl ichtet 

werden, ihren Treibhausgasausstoß zu senken. Alle übrigen Unterzeichnerstaaten werden 

als non-Annex I Staaten bezeichnet.
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Ein wesentliches Ergebnis ist das Protokoll von Kyoto, das 1997 im Rahmen der 3. Ver-

tragsstaatenkonferenz angenommen wurde. Es macht erstmals verbindliche quantitative 

Vorgaben, um die Treibhausgasemissionen zu senken. So sollen sich die Emissionen im 

weltweiten Durchschnitt von 2008 bis 2012 um 5,2 Prozent verringern – bezogen auf 

das Basisjahr 1990. Um dieses Ziel zu erreichen, müssen die einzelnen Staaten in un-

terschiedlichem Maße dazu beitragen. Der Gedanke dahinter: Die Staaten haben eine 

gemeinsame Verantwortung für das Klima, tragen aber unterschiedlich zum Klimawandel 

bei. Deutschland bemüht sich dabei um eine Vorreiterrolle und strebt an, seine Treibhaus-

gasemissionen um 21 Prozent zu senken.

Die Unterzeichnernationen des Kyoto-Protokolls berichten regelmäßig, welche Erfolge sie 

diesbezüglich erzielt haben. Um die Zahlen vergleichen zu können, gibt es genaue Be-

rechnungsvorschriften. Alle Daten werden beim Sekretariat der Klimarahmenkonvention 

(www.unfccc.int) zusammengeführt.

Die nachfolgende Tabelle (Abbildung 09) zeigt die bisherigen Treibhausgasemissionen 

einzelner Nationen. Für die Annex I Länder werden den Emissionen aus dem Basisjahr 

1990 die Emissionen der Folgejahre gegenübergestellt, dabei werden vereinzelt andere 

Jahre als Basis herangezogen. Die Zahlen umfassen die sechs defi nierten Treibhausga-

se und sind jeweils als CO
2
-Äquivalente ausgedrückt. Sie schließen hier die Emissionen 

aus Landwirtschaft, Landnutzungsänderung und Forstwirtschaft (Abkürzung LULUCF) aus. 

Auch über die so genannten Non-Annex I Länder wird regelmäßig berichtet. Bei diesen 

Ländern ist allerdings häufi g die Datenlage nicht sehr ausführlich.

Staat Emissionen in Mio. t CO
2
-Äquivalente (gerundet) Veränderung

von 1990 zu 

2006
1990 1995 2000 2006

USA 6.135 6.480 7.003 7.017 +14,4 %

Russland 3.326 2.187 2.038 2.190 - 34,2 %

Japan 1.272 1.344 1.348 1.340 + 5,3 %

Deutschland 1.228 1.095 1.019 1.005 - 18,2 %

Europäische Union 4.244 4.133 4.118 4.151 - 2,2 %

Annex I Staaten 18.914 17.313 17.617 18.020 - 4,7 %

Non-Annex I Staaten 1994

China 4.057

Indien 1.214

Bild 09: Treibhausgasemissionen als CO
2
-Äquivalente einzelner Industrienationen und Schwellen-

länder (Annex I) und Non-Annex I Länder, Angaben ohne Landnutzung (excluding emissi-

ons/removals from LULUCF) (Daten: UNFCCC 2005 und 2008)

Zwischen 1990 und 2006 sind die Treibhausgasemissionen aller Nationen des Annex I 

um 4,7 Prozent gesunken (ohne LULUCF). Dabei entfällt auf die so genannten Schwel-

lenländer des Annex I ein Abfall der Treibhausgase um 37 Prozent. Die Industrienatio-

nen des Annex I haben dagegen ihre Treibhausgasemissionen um 9,9 Prozent gesteigert. 

Dass die Treibhausgasemissionen der Schwellenländer so rapide gesunken sind, liegt im 

Wesentlichen am Zusammenbruch der osteuropäischen Industrien nach 1990. Seit 2000 

Deutschland will 

die Emissionen um 

21 Prozent senken.
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steigen die Emissionen auch in diesen Ländern wieder an. Die Ergebnisse zeigen, dass die 

bisherigen Maßnahmen bei weitem nicht ausreichen, um den Klimawandel zu stoppen.

Die Vereinten Nationen haben 2007 bei der Weltklimakonferenz in Bali darauf verwiesen, 

dass die globale Temperatur höchstens um 2°C steigen darf. Dazu müssen die weltweiten 

Emissionen an Treibhausgasen bis 2050 um mindestens 50 Prozent abnehmen. Da die 

Treibhausgase zudem teilweise Tausende von Jahren in der Atmosphäre verbleiben, muss 

schnell gehandelt werden. 

Klimaexperten im Öko-Institut fordern deshalb ehrgeizige Reduktionsziele und deutliche 

Erfolge. Auch Schwellen- und fortgeschrittene Entwicklungsländer müssen ihren Beitrag 

zum Klimaschutz leisten. Vor allem aber sind nach Ansicht des Öko-Instituts die Industrie-

nationen in der Pfl icht. Wichtige nächste Etappe: die Klimaschutzkonferenz in Kopenha-

gen Ende 2009, bei der die Verhandlungen über die Nach-Kyoto-Verpfl ichtungsperiode ab 

2013 zum Abschluss gebracht werden sollen.
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5.2

Lösung Kernenergie?

Manche Experten betrachten die Kernenergie als Klimaschützer Nummer 1. Tatsächlich 

trifft diese Aussage jedoch nicht zu, wie sich beispielsweise an den Treibhausgasemissionen 

zeigt: Kernenergie ist betrachtet über den gesamten Lebensweg lediglich eine CO
2
-arme, 

aber keine CO
2
-freie Technologie. Auch der Anteil der Kernenergie am Primärenergiever-

brauch von etwa sechs Prozent belegt, dass diese nur wenig zur weltweiten Energiever-

sorgung beiträgt. Fazit: Die Kernenergie schützt das Klima nicht. Um einen wirklichen Bei-

trag zum Klimaschutz zu leisten, wäre ein Ausbau von heute 436 auf mindestens 1.000 bis 

1.500 Reaktoren weltweit erforderlich.

Bild 10: Weltweiter Primärenergieverbrauch im Jahr 2006 (Daten: IEA 2008)

Die kerntechnische Industrie behauptet, dass die Kernenergie einen wichtigen Beitrag 

zum Klimaschutz leiste. Tatsächlich ist diese Aussage in Frage zu stellen. So beträgt der 

weltweite Anteil der Kernenergie am Primärenergieverbrauch in 2006 nur etwa sechs 

Prozent. Den weitaus größten Anteil am Primärenergieverbrauch hat Öl (34 Prozent) ge-

folgt von Kohle (26 Prozent) und Gas (21 Prozent). Wie sich der weltweite Primärenergie-

verbrauch auf die einzelnen Energieträger verteilt, zeigt Abbildung 10. Über 80 Prozent 

unseres weltweiten Primärenergieverbrauchs stellen demzufolge fossile Energieträger 

bereit. 
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Dabei wird unter Primärenergie die Energie verstanden, die mit den verschiedenen Ener-

giequellen wie Kohle, Öl, Gas (fossile Energieträger), Wind, Wasser, Sonne, etc. (rege-

nerative Energieträger) und Uran beziehungsweise Kernenergie verfügbar ist. Damit der 

Verbraucher die Energie nutzen kann (Endenergie), sind Umwandlungsprozesse erforder-

lich wie beispielsweise die Verbrennung von Kohle oder Gas im Kraftwerk, um Strom zu 

erzeugen oder die Aufbereitung von Öl, um es als Treibstoff für den Verkehr zu nutzen. Bei 

den Umwandlungsprozessen entstehen die schädlichen Treibhausgasemissionen, wobei 

deren jeweils anfallende Menge vom Energieträger und der verwendeten Technik abhän-

gig ist. 

Da Kernenergie praktisch nur genutzt wird, um Strom zu erzeugen, wird häufi g nur ihr 

Anteil an der Stromerzeugung angegeben. Die Zahlen fallen dann entsprechend höher 

aus. So waren in 2008 die Kernkraftwerke in Deutschland zu 23 Prozent an der gesam-

ten Stromerzeugung beteiligt. Die Stromgewinnung ist in Deutschland für 44 Prozent der 

CO
2
-Emissionen verantwortlich. Tatsächlich nutzen wegen der komplexen Technik jedoch 

nur wenige Länder die Kernenergie. Ihr Anteil an der weltweiten Stromerzeugung bleibt 

entsprechend gering. Im Jahr 2006 machte der Anteil der Kernenergie an der weltweiten 

Stromerzeugung etwa 15 Prozent aus. Das ist weniger als der Anteil der Wasserkraft, der 

mit etwa 16 Prozent zur Stromerzeugung beitrug. Der Energieträger Kohle dominiert mit 

41 Prozent bisher den Strommix (IEA 2008).

Kohlekraftwerke stoßen große Mengen an klimaschädlichen Treibhausgasen aus, wes-

halb eine Trendwende hin zu anderen Energieträgern und zu mehr Energieeffi zienz er-

forderlich ist. Die Kernenergie wird in diesem Zusammenhang häufi g als klimaneutrale 

Alternative dargestellt. Tatsächlich entsteht beim laufenden Betrieb eines Kernkraftwer-

kes kein CO
2
, die Technik ist jedoch keineswegs CO

2
-frei. Bei der gesamten Prozesskette 

vom Bau über den Betrieb bis zur Entsorgung und insbesondere bei der Urangewinnung 

und Brennstoffherstellung entstehen Treibhausgase. So erfordern der Abbau und die Ver-

arbeitung von Uran-Erz, die Anreicherung des spaltbaren Urans und die Brennelement-

herstellung Energie. Auch der Bau eines Kernkraftwerkes und die Gewinnung der dazu 

erforderlichen Materialien sind energieintensiv. Für viele Prozesse werden fossile Primär-

energieträger umgesetzt und so Treibhausgase erzeugt. Diese Vorgänge werden als vor-

gelagerte Prozesskette bezeichnet und betreffen nicht nur die Kernenergie. Für jeden an-

deren Kraftwerkstyp sind ebenfalls Herstellung, Energieträgergewinnung und Transporte 

zu berücksichtigen.

Die Tabelle (Abbildung 11) stellt CO
2
-Emissionen der einzelnen Energieformen zusammen 

– bezogen auf die erzeugte Leistung in Kilowattstunden elektrischer Energie und unter 

Berücksichtigung der gesamten Prozesskette. Die CO
2
-Emissionen der Prozesskette Kern-

energie können zum Beispiel aufgrund von länderspezifi schen Randbedingungen sehr 

unterschiedlich ausfallen. Im Vergleich zu einem konventionellen Kohlekraftwerk spart 

das Kernkraftwerk erhebliche Mengen an CO
2
 ein, regenerative Energiequellen haben 

aber vergleichbar geringe CO
2
-Emissionen. Die Ergebnisse zeigen insgesamt, dass Strom 

aus anderen Energiequellen genauso viel oder sogar mehr CO
2
 einsparen kann als Strom 

aus Kernkraftwerken.

Kernenergie ist 

keineswegs CO
2
-frei.
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Strom aus: Emissionen in g/kWh
el

CO
2
-Äquivalente nur CO

2

KKW (Uran nach Import-Mix) 32 31

KKW (Uran nur aus Russland) 65 61

Braunkohle-Kraftwerk 1153 1142

Braunkohle-Heizkraftwerk 729 703

Erdgas-GuD-Heizkraftwerk 148 116

Erdgas-Blockheizkraftwerk 49 5

Biogas-Blockheizkraftwerk - 409 - 414

Windpark onshore 24 23

Windpark offshore 23 22

Wasserkraftwerk 40 39

Solarstrom-Import (Spanien) 27 25

Bild 11: Gesamte Treibhausgasemissionen verschiedener Stromerzeugungsoptionen (inkl. vorgela-

gerte Prozesse und Stoffeinsatz zur Anlagenherstellung) (Daten: Öko-Institut 2007)

Es stellt sich die Frage, ob denn die Kernenergie die geeignete Option ist, um solche CO
2
-

intensiven Energieträger wie die Kohle abzulösen und welcher Zubau denn dazu erfor-

derlich wäre. Manche Institutionen und Verbände sehen diese Möglichkeit. Die World 

Nuclear Association, ein Lobbyverband der Kernenergie, stellt Prognosen auf, nach denen 

bis zum Jahr 2060 1.130 bis 3.500 Gigawatt elektrischer Leistung (GW
el
) aus Kernkraft-

werken bereitgestellt werden könnte, bis ins Jahr 2100 sogar 11.000 GW
el
. Werden Re-

aktoren mit einer Leistung von 1.600 Megawatt elektrischer Leistung (MW
el
) zu Grunde 

gelegt, wären dies bis zu 6.800 neue Reaktoren oder eine Steigerung gegenüber der 

heutigen Anzahl an Reaktoren um den Faktor 15.

Experten haben der Kernenergie schon häufi ger hohe Wachstumsraten vorhergesagt. Ab-

bildung 12 stellt Prognosen aus den Jahren 1973, 1977, 1982 und 2001 zusammen und 

beschreibt die vorhergesagte installierte Kernkraftwerkskapazität in den OECD-Ländern. 

Die Abbildung ist ergänzt um die Prognose der IAEA aus dem Jahr 2007 für die zukünftig 

weltweit installierten Kernenergiekapazitäten. Zum Vergleich: Die heute installierte welt-

weite Kernenergiekapazität beträgt 370,2 GW
el
. Zunächst wird an dieser Abbildung deut-

lich, dass bereits in der Vergangenheit wiederholt ein massiver Zuwachs der Kernenergie 

prognostiziert wurde, der sich jedoch nie realisierte.
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Bild 12: Frühere Prognosen zur Entwicklung der Kernenergie (IPFM 2009)

Die aktuelle Prognose der IAEA hält im Jahr 2020 eine weltweit installierte elektrische 

Leistung von 437 bis 542 GW
el
 und für 2030 von 473 bis 748 GW

el
 für möglich. Dies ent-

spräche einer Zunahme von 100 bis 375 GW
el
 gegenüber dem Basisjahr 2007. Mit dieser 

installierten Kapazität sieht die IAEA auch zukünftig den Anteil der Kernenergie an der 

weltweiten Stromerzeugung bei 12,4 bis 14,4 Prozent und damit in der heutigen Grö-

ßenordnung. Dem liegt zu Grunde, dass das stärkere Ausbauszenario der Kernenergie 

gleichzeitig mit einem insgesamt höheren weltweiten Strombedarf einhergehen würde. 

Dies bedeutet, dass die IAEA der Kernenergie weltweit keine zunehmende Bedeutung 

voraussagt.

Wissenschaftler am Massachusetts Institute of Technology haben 2003 untersucht, wel-

che Kernenergie-Infrastruktur in der Zukunft nötig wäre, um den Ausstoß an Treibhaus-

gasen bedeutend zu verringern. Die Studie legt eine Steigerungsrate des weltweiten 

Stromverbrauchs zwischen 1,5 bis 2,5 Prozent pro Jahr im Zeitraum 2000 bis 2050 zu 

Grunde. Soll die Kernenergie ihren bisherigen Anteil an der weltweiten Stromversorgung 

beibehalten oder diesen sogar auf etwa 25 Prozent ausbauen, so ergäbe sich für das Jahr 

2050 eine erforderliche Bandbreite der installierten Kraftwerksleistung zwischen 650 und 

1.545 GW
el
. Bei einer installierten Leistung von 1.000 GW

el
 könnte die Kernenergie dann 

im Jahr 2050 1.800 Millionen Tonnen an CO
2
-Äquivalenten einsparen. Dies entspräche 

etwa zehn Prozent der heutigen weltweiten Treibhausgas-Emissionen. Um einen aus Sicht 

dieser Studie bedeutenden Beitrag zum Klimaschutz zu leisten, müssten daher im Jahr 

2050 zwischen 1.000 und 1.500 Reaktoren mit jeweils 1.000 MW
el
 installiert sein. Zum 

Vergleich: Heute gibt es weltweit 436 Kernkraftwerke.

Studien, die von der Kernenergie einen wesentlichen Beitrag zum Klimaschutz erwarten, 

fordern also typischerweise mindestens eine Verdreifachung des heutigen Kraftwerks-

parks bis zum Jahr 2050. Die möglichen Folgen eines solchen massiven Kernenergieaus-

baus werden im anschießenden Kapitel 6 diskutiert.

Prognostizierte installierte Kapazität in GWel
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In der Vergangenheit 

gab es immer 

wieder Prognosen 

zur zukünftigen 

Entwicklung der 

Kernenergie in 

den Ländern 

der OECD oder 

weltweit. Bis 1982 

sagten Prognosen 

regelmäßig 

eine installierte 

Kernkraftwerks-

Leistung von mehr 

als 1000 GW
el
 für die 

Zukunft voraus, heute 

sind etwa 370 GW
el
 in 

Betrieb. In 2001 sagte 

die Internationale 

Atomenergie-

Organisation 

schließlich eine 

Abnahme der 

installierten 

Kernkraftwerks-

Leistung voraus, erst 

in ihrer aktuellen 

Prognose hält 

sie wieder einen 

moderaten Anstieg 

für möglich.



39

Streitpunkt Kernenergie – Eine neue Debatte über alte Probleme

Literatur

International Energy Agency (IEA): Key World Energy Statistics. 2008.

Öko-Institut: Treibhausgasemissionen und Vermeidungskosten der nuklearen, fossilen 

und erneuerbaren Strombereitstellung. März 2007.

International Atomic Energy Agency (IAEA): Energy, Electricity and Nuclear Power Esti-

mates for the Period up to 2030–2008 Edition. Reference Data Series No. 1, Wien, Au-

gust 2008.

World Nuclear Association (WNA): The WNA Nuclear Century Outlook. www.world-nu-

clear.org, Stand März 2009.

Massachusetts Institute of Technology: The Future of Nuclear Power. An Interdiciplinary 

MIT Study. 2003. 

International Panel on Fissile Materials (IPFM). www.fi ssilematerials.org, 2009.



40

Streitpunkt Kernenergie – Eine neue Debatte über alte Probleme

6

Massiver Ausbau der Kernenergie – 

welche Folgen das Szenario hat 

6.1

Kapazitäten und Infrastruktur für eine Renaissance der Kernenergie

Ein weltweiter Ausbau der Kernenergie, wie er zwischenzeitlich immer wieder zur Diskussi-

on steht, würde eine Reihe von Problemen aufwerfen. Es müssten praktisch ab sofort 30 bis 

40 neue Anlagen pro Jahr in Betrieb gehen, was aber auf Seiten der Industrie zu massiven 

Engpässen in der Produktion führen würde. Es fehlt zudem qualifi ziertes Personal, womit 

solche Ausbauszenarien ebenfalls ernsthaft in Frage gestellt sind. Länder, die neu in die 

Technologie einsteigen, müssten zusätzlich zum eigentlichen Kernkraftwerksbau noch eine 

geeignete Infrastruktur schaffen und Aufsichtsbehörden aufbauen. Auch das kostet Zeit und 

Geld. Fazit: Ein schneller Ausbau der Kernenergie lässt sich kaum realisieren, ohne die Si-

cherheit ernsthaft zu gefährden. 

Im Zuge der Klimadiskussion fordern einige Experten, mehr Strom aus Kernkraftwerken 

zu erzeugen. Praktisch alle heute laufenden Anlagen werden jedoch bis zum Jahr 2050 

aufgrund ihres Alters abgeschaltet sein. Wie könnten solche Ausbau-Szenarien also aus-

sehen? Dazu einige Gedankenspiele: Um bis 2050 einen hohen Anteil der Kernenergie 

an der Stromversorgung von beispielsweise 1.200 Gigawatt elektrischer Leistung (GW
el
) 

zu erreichen, was etwa einer Verdreifachung der heutigen Kraftwerksleistung entspricht, 

müssten die hierfür erforderlichen Anlagen zwischen den Jahren 2010 und 2050 neu 

errichtet werden. Bei beispielsweise 1.000 Megawatt elektrischer Leistung (MW
el
) einer 

Anlage wären hierzu 1.200 Kernkraftwerke erforderlich. Dies würde einen mittleren jähr-

lichen Neubau von 30.000 bis 40.000 MW
el
 installierter Kraftwerksleistung bedeuten. Das 

entspricht dem Bau von 30 bis 40 Reaktoren mit jeweils 1.000 MW
el
 pro Jahr, je nach 

dem, ab wann tatsächlich so viele Anlagen pro Jahr gebaut werden könnten. 

Dem steht gegenüber, dass während der vergangenen zehn Jahre im Mittel nur 

2.700 MW
el
 pro Jahr neu in Betrieb genommen wurden. Selbst in der Periode des stärks-

ten weltweiten Neubaus der Kernenergie um 1980 betrug die mittlere Kapazität, die jähr-

lich ans Netz ging, etwa 21.000 MW
el
. Das entspricht nur etwa der Hälfte dessen, was für 

einen umfassenden Ausbau bis zum Jahr 2050 erforderlich wäre.

So viele Neubau-Projekte würden zu Kapazitätsengpässen bei der bestehenden Industrie 

führen, die in den vergangenen 20 Jahren stark zurückgegangen und auf den heutigen 

weltweiten Bedarf ausgelegt wurde. Müsste sich die installierte Kraftwerksleistung aus 

Klimaschutzgründen verdreifachen, so wäre in relativ kurzer Zeit ein deutlicher Ausbau auf 

Seiten der Industrie erforderlich. Dazu gehört ebenfalls, dass der Uranbergbau ausgewei-

tet, zusätzliche Fabrikationsanlagen für die Brennstoffherstellung bis zur Fertigung von 

Reaktorkomponenten geschaffen und zusätzliches Personal ausgebildet werden müsste. 

So gibt es derzeit beispielsweise nur eine stark beschränkte Kapazität, große Bauteile wie 

Reaktordruckbehälter zu fertigen. Dies hat zur Folge, dass einige US-Unternehmen be-

reits heute zentrale Bauteile in Auftrag gegeben haben, obwohl der Reaktor-Neubau noch 

nicht beschlossen ist. Damit wollen die Unternehmen Zeitverzögerungen und steigende 

Kosten vermeiden. Aufgrund der speziellen und besonders hohen Anforderungen an die 
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Qualität, lässt sich die Produktion auch nicht beliebig schnell ausweiten. Denn Abstriche 

bei der Qualität könnten gefährlich werden.

Probleme gibt es auch, qualifi ziertes Personal anzuwerben und auszubilden. Das gilt für 

alle Bereiche wie beispielsweise die Planungsorganisation oder auch die Genehmigungs- 

und Aufsichtsbehörden. Weil das Personal entsprechend geschult werden muss, haben 

die Planungen einen langen zeitlichen Vorlauf. Denn bei einem umfangreichen Ausbau 

der Kernenergie müssten zusätzliche Ausbildungseinrichtungen geschaffen werden, was 

wiederum Zeit und Geld kostet. Nach Einschätzung der IAEA kann dies selbst in Ländern 

mit einer etablierten Kerntechnik den Ausbauplänen Grenzen setzen (IAEA 2008). 

Mehr als 60 Staaten, überwiegend Entwicklungsländer, haben Interesse an einem Aus-

bau der Kernenergie bekundet (IAEA 2009). Wer die Kernenergie nutzen möchte, muss 

zuvor jedoch in eine umfangreiche Infrastruktur investieren. Dazu müssten die Staaten 

kompetente und durchsetzungsfähige Genehmigungs- und Aufsichtsbehörden aufbauen. 

Zudem benötigen die Länder Stromnetze, die für Anlagen mit heute üblichen Leistungs-

größen von über 1.000 MW
el
 ausgelegt sind. Da Kernkraftwerke auch auf eine dauerhaft 

stabile Stromversorgung ihrer Sicherheitstechnik angewiesen sind, können ungeeignete 

Netzstrukturen zudem die Sicherheit einer Anlage gefährden. Der Ausbau der Netzstruk-

tur erfordert ebenfalls einen erheblichen zeitlichen Vorlauf und sehr hohe Kosten, bevor 

das erste Kraftwerk gebaut werden könnte. 

Es bleibt zu befürchten, dass die Staaten gerade an zentralen Punkten wie der Aufsicht 

sparen könnten. So erläuterte im April 2009 der Direktor der chinesischen Behörde für 

Nuklearsicherheit, dass die Aufsicht über die Sicherheit nicht mit dem schnellen Ausbau 

der Kernenergie in China Schritt halte (n-tv 2009). 

Sowohl für Länder, die die Kernenergie heute schon nutzen, als auch für solche, die bis-

lang noch über keine eigene kerntechnische Industrie verfügen, sind den ehrgeizigen Aus-

bauszenarien daher realistischerweise enge Grenzen gesetzt.
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6.2

Ressourcenbedarf und Uranreichweite 

Beim Abbau von Natururan fallen langlebige radioaktive Abfälle an. Wegen der niedrigen 

Urangehalte im Erz sind diese Abfallberge jetzt schon riesig, knapper werdende Vorräte 

lassen sie zunehmend schneller anwachsen. In vielen Ländern gibt es trotzdem kein nach-

haltiges Entsorgungskonzept für die Erzreste. Es kommt hinzu, dass die Uranvorräte endlich 

sind. Sie reichen für die vorgesehene Betriebszeit der heute laufenden Reaktoren aus. Mit 

einem massiven Ausbau der Kernenergie ginge aber auch ein entsprechend größerer Uran-

verbrauch einher. Fazit: Die heute bekannten Vorräte würden in diesem Falle rasch zu Ende 

gehen und für neu errichtete Anlagen wäre noch während der vorgesehenen Betriebszeit 

kein Uran mehr vorhanden. 

Ein Reaktor mit 1.300 Megawatt elektrischer Leistung (MW
el
) wie zum Beispiel Biblis B 

verbraucht pro Jahr rund 28 Tonnen Brennstoff aus angereichertem Uran. Um diesen 

Brennstoff herzustellen, sind pro Betriebsjahr etwa 260 Tonnen Natururan erforderlich. Je 

nach Urangehalt im Erz, müssen dafür zwischen 5.700 und 760.000 Tonnen uranhaltiges 

Erz gefördert, das Uran chemisch extrahiert und weiterverarbeitet werden. Die deutschen 

Reaktoren benötigen jährlich etwa 4.500 Tonnen Natururan. Die weltweit 436 Reaktoren 

mit netto 370.200 MW
el
 verbrauchen rund 10.000 Tonnen Brennstoff beziehungsweise 

rund 70.000 Tonnen Natururan. Das entspricht 1,5 bis 200 Millionen Tonnen Erz, die da-

für gefördert werden müssen.

Aus welchen Ländern das Natururan stammt, das 2007 in der Europäischen Union ver-

wendet wurde, zeigt Abbildung 13.

Bild 13: Herkunftsländer für Uran zur Verwendung in der EU 2007 (Daten: ESA 2008)
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Die Grafi k belegt, dass das verwendete Uran nur zu 2,52 Prozent aus Ländern der EU 

selbst stammt. Der weit überwiegende Bedarf wird aus Länder n gedeckt, die als wenig 

zuverlässig (Russland, Usbekistan, Kasachstan) oder deren Bergbau-Umweltstandards als 

unterentwickelt gelten (Kanada, Niger, Südafrika/Namibia). Der führende Beitrag Russ-

lands hängt im Wesentlichen nicht mit aktiv betriebenem Uranbergbau zusammen, son-

dern lässt sich auf den Verkauf bestehender Vorräte zurückführen. Darüber hinaus baut 

Russland ehemalige militärische Bestände an waffenfähigem Uran durch „Herunterblen-

den“ auf reaktorgängiges Uran ab („HEU Bestände“) und reichert bereits abgereichertes 

Uran erneut an („abgereichertes Uran“).

Die wichtigsten Lieferländer aus 2007 werden auch die künftigen Lieferanten von Na-

tururan bleiben. Nach Australien verfügen Kasachstan, Kanada, Südafrika und die USA 

über große bekannte („reasonably assured resources“, RAR) und vermutete („estimated 

additional resources“, EAR I) Reserven.

OECD/NEA und IAEA gehen nach umfangreichen Befragungen in den Ländern davon aus, 

dass Vorräte von rund 4,6 Millionen Tonnen Uran in diesen beiden Kategorien vorkom-

men. Sie können gefördert werden, ohne dass die Kosten 130 US-Dollar pro Kilo Uran 

überschreiten. Diese Preiskategorie liegt etwa beim 2,5-fachen der heutigen Preise für 

langfristige Lieferverträge und etwa beim heutigen Preisniveau für so genannte Spotkäu-

fe, wobei die Spotpreise bereits 2008 wieder stark rückläufi g waren. 

Wer Lagerstätten abbauen möchte, die einen sehr niedrigen Gehalt an Uran haben und 

bei denen die Kosten für den Abbau jenseits der 130 US-Dollar pro Kilogramm Uran lie-

gen, stößt dabei auch an ökologische Grenzen. Schon bei den heute ausgebeuteten Lager-

stätten in Kanada und Australien mit vergleichweise hohen Urangehalten von vier Prozent 

verursacht ein 1.300-MW
el
-Reaktor jährlich einen Abfallkonus mit 23 Metern Durchmesser 

und Höhe. Dieser wächst bei der Verwendung namibischen Urans mit nur 0,03 Prozent 

Urangehalt im Erz auf 118 Meter an. Weltweit betrachtet erzeugt der Uranabbau jährlich 

einen radioaktiven Abfallberg von etwa 500 Meter Durchmesser und Höhe. Welches Aus-

maß die Abfallberge bei einem durchschnittlichen Erzgehalt von 0,1 Prozent haben, zeigt 

die Abbildung 14.

Bild 14: Erzreste aus der jährlichen Versorgung mit Natururan (durchschnittlicher Erzgehalt von 

0,1 Prozent)
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Die langfristige Verwahrung solcher „radioaktiver Berge“ ist schwierig. So muss ein gutes 

Entsorgungskonzept die Radonausgasung reduzieren, die am gefährlichsten für den  Men-

schen ist. Zudem darf das Material nicht in das Grundwasser gelangen, weshalb zuver-

lässige Abdeckungen notwendig sind. Deren Haltbarkeit ist jedoch auch nach heutigem 

Stand der Technik auf einige Jahrzehnte begrenzt. In der Vergangenheit gab es häufi g gar 

keinen sicheren Umgang mit diesen radioaktiven Hinterlassenschaften. Und auch heute 

werden noch Minen ohne ein schlüssiges Abfallkonzept genehmigt. Entweder bleiben die 

Erzreste dann einfach liegen, landen in Bächen, Flüssen oder im Grundwasser oder wer-

den von der unkundigen lokalen Bevölkerung sogar zum Bau von Häusern verwendet.

Bisher wurden weltweit 2,3 Millionen Tonnen Uran gefördert und verbraucht. Bei einem 

derzeitigen Jahresbedarf von ca. 70.000 Tonnen ist in etwa 16 Jahren „Peak-Uran“ er-

reicht, zu dem etwa die Hälfte des heute bekannten und vermuteten Urans gefördert und 

verbraucht sein wird.

Einige Experten rechnen mit weiteren Vorräten, deren Existenz (Kategorien „Estimated 

additional resources, category II“, EAR II, und „speculative resources“, SR) aber rein spe-

kulativ ist. Es liegen keine Anhaltspunkte dafür vor, dass sie im vermuteten Umfang vor-

handen sind. 

Auffällig ist, dass Länder mit eigenen großen Plänen für den künftigen Ausbau der Kern-

energie (China, Indien, Russland, Japan) selbst gar nicht über nennenswerte Vorkommen 

verfügen. Wenn sie ihre Pläne realisieren, werden sie darauf angewiesen sein, sich das 

dafür nötige Uran aus anderen Ländern zu beschaffen. Die Situation ähnelt sehr derjeni-

gen bei Erdöl und Erdgas. Deshalb ist auf diesen und anderen Rohstoffmärkten mit ähnli-

chen Verteilungsproblemen zu rechnen.

Falls der Uranverbrauch auf dem heutigen Niveau verbleibt, würden die bekannten und 

vermuteten Vorräte für etwa 70 Jahre den Bedarf decken. Falls sich jedoch die heutigen 

Nuklearkapazitäten im Laufe der nächsten vier Jahrzehnte verdoppeln, dann reichen die 

Uranvorräte bis etwa zum Jahr 2050. Bei einer Verdreifachung wäre die Reichweite sogar 

ungefähr bis zum Jahr 2040 begrenzt, so dass für viele Reaktoren schon während ihrer 

geplanten Betriebszeit der Brennstoff ausgehen würde.
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6.3

Ungelöste Entsorgung 

Weltweit ist die endgültige Entsorgung insbesondere der hochradioaktiven Abfälle und ab-

gebrannten Brennelemente nicht vollständig gelöst. Die geplante Endlagerung in tiefen 

geologischen Formationen zeigt nur in wenigen Staaten nennenswerte Fortschritte. Dies 

liegt vor allem an politischen Entscheidungen sowie an gesellschaftlichem Widerstand. 

Falls es zu einem weltweiten Ausbau der Kernenergie käme, würden viele Staaten die 

hochradioaktiven Abfälle aus fi nanziellen Gründen langfristig zwischenlagern statt für eine 

baldige Endlagerung zu sorgen. Dies birgt jedoch erhebliche Risiken, da der Kernbrennstoff 

nicht sicher vor Zugriffen und Störfällen geschützt ist. Außerdem wird das Problem der end-

gültigen Entsorgung zukünftigen Generationen aufgebürdet. Fazit: Ein weltweiter Ausbau 

der Kernenergie ist angesichts der bestehenden Probleme der Abfallentsorgung nicht zu 

verantworten.

Bild 15: Entsorgungsanlagen in Deutschland  

(ohne dezentrale Brennelementzwischenlager an den Kernkraftwerks-Standorten)
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Selbst Staaten mit einem größeren Kernenergieprogramm haben vielfach noch keine 

endgültige Lösung gefunden, wie sie die abgebrannten Brennelemente und hochradio-

aktiven Abfälle aus ihren Kernkraftwerken entsorgen:

Lediglich Finnland verfügt über einen festgelegten Endlagerstandort für diese Abfälle, 

der ohne nennenswerte gesellschaftliche oder politische Verwerfungen die erste Geneh-

migungsstufe passiert hat. Das schwedische Untersuchungsprogramm ist ebenfalls weit 

fortgeschritten, im Juni 2009 hat der Betreiber einen Endlagerstandort vorgeschlagen.

Einzelne Länder haben ihre Endlagerprogramme nach verschiedenen Rückschlägen und 

Verzögerungen in der Vergangenheit wieder in Schwung gebracht, indem sie das Verfah-

ren neu ausgerichtet haben: 

  Frankreich hat 1991 mit einem Gesetz Meilensteine für die Entsorgungsplanung fest-

gelegt. Im Jahr 2006 hat der Gesetzgeber diesen Fahrplan konkretisiert und für die 

Endlagerung fortgeschrieben. 

  Die Schweiz hat in den vergangenen Jahren ein neues Standortauswahlverfahren ent-

wickelt, das seit April 2008 verbindlich festgelegt ist. Derzeit setzen die zuständigen 

Organisationen das Verfahren schrittweise um.

In beiden Ländern sehen die derzeitigen Bemühungen, einen Endlagerstandort zu fi nden, 

erfolgversprechend aus. Sie erfordern aber noch verschiedene naturwissenschaftlich-

technische Nachweise sowie politische und gesellschaftliche Diskussionen. 

In den USA gibt es wegen des geplanten Endlagers im Yucca Mountain erhebliche sicher-

heitstechnische und politische Probleme. Es ist ungewiss, ob sich das Vorhaben überhaupt 

realisieren lässt, Alternativen zeichnen sich bisher nicht ab.

Eine Vielzahl von Staaten mit erheblichen Mengen hochradioaktiver Abfälle und abge-

brannter Brennelemente haben noch gar nichts unternommen, um das gefährliche Ma-

terial zu entsorgen:

  Die Niederlande setzen beispielsweise auf die langfristige Zwischenlagerung für etwa 

100 Jahre. 

  Spanien konzentriert sich derzeit darauf, einen geeigneten Standort für ein zentrales 

Zwischenlager für die abgebrannten Brennelemente zu fi nden. Was langfristig mit die-

sen Abfällen passieren soll, ist noch völlig offen.

  Japan hat nach Angaben der Regierung im Jahr 2002 ein mehrstufi ges Auswahlver-

fahren begonnen, um den Endlagerstandort für hochradioaktive Abfälle festzulegen. 

Bisher zeichnen sich jedoch nicht einmal im ersten Schritt nennenswerte Fortschritte ab.

  Russland plant grundlegende Untersuchungen, wie sich die abgebrannten Brennele-

mente in einem Endlager entsorgen lassen. Auch für die Endlagerung der hochradioak-

tiven Abfälle aus der Wiederaufarbeitung bestehen nur allgemeine Planungen, entspre-

chende Umsetzungsschritte sind nicht erkennbar.

Die Diskussion über die Endlagerung der hochradioaktiven Abfälle in Deutschland ist seit 

Jahren festgefahren. Der Standort Gorleben bleibt gesellschaftlich und politisch äußerst 

umstritten. Zwischen den wesentlichen Akteuren auf Seiten der Politik, der Industrie und 

der Gesellschaft gibt es bislang kein Einvernehmen darüber, wie ein Standort festgelegt 

werden soll.

In Deutschland ist 

die Diskussion 

um ein Endlager 

festgefahren. 



47

Streitpunkt Kernenergie – Eine neue Debatte über alte Probleme

Verschiedene Länder, insbesondere Staaten, die nur ein oder wenige Kernkraftwerke be-

treiben, setzen – auch aus fi nanziellen Gründen – auf ein internationales Endlager, das 

radioaktive Abfälle aus verschiedenen Ländern aufnehmen soll. Aus nachfolgenden Grün-

den ist allerdings nicht zu erwarten, dass eine solche Lösung in absehbarer Zeit zu einer 

sicheren Entsorgung der radioaktiven Abfälle führt: 

  In praktisch allen Ländern besteht ein erheblicher gesellschaftlicher Widerstand gegen 

ein Endlager, der die Standortauswahl erheblich einschränkt.

  In vielen Ländern ist die Einfuhr von radioaktiven Abfällen aus dem Ausland gesetzlich 

ausgeschlossen. In Anbetracht der Schwierigkeiten, die bereits bei der Entsorgung der 

jeweils national anfallenden radioaktiven Abfälle auftreten, wird sich daran kaum et-

was ändern. 

  Außerdem bestehen keinerlei Grundlagen, wie sich eine grenzüberschreitende Suche 

nach einem geeigneten Standort gestalten könnte.

Es ist allerdings denkbar, dass einzelne Staaten die Endlagerung letztendlich als lukratives 

Geschäft verfolgen. Sie könnten die hochradioaktiven Abfälle unter nicht kontrollierbaren 

Bedingungen zu Dumping-Kosten in unsicheren Anlagen beseitigen.

Die bisherigen Erfahrungen lassen erwarten, dass der weltweite Ausbau der Kernenergie-

nutzung dazu führen würde, dass zukünftig nicht nur in 30, sondern in 40 oder 50 Ländern 

radioaktive Abfälle in mehr oder weniger geeigneten Übergangslösungen langfristig auf-

bewahrt werden. 

Die Motivation, den Aufwand und die hohen Kosten für eine eigene, verantwortungsbe-

wusste Endlagerlösung zu tragen, wird dabei eher abnehmen als steigen. Denn im Falle 

eines weltweiten Ausbaus würden viele Staaten nur einzelne Kernkraftwerke betreiben.

Jede Art von Zwischenlager benötigt jedoch eine permanente Überwachung sowie eine 

regelmäßige Inspektion und Wartung. Sie verursacht somit kontinuierlich Kosten, setzt 

technisches Know-how voraus und erfordert letztendlich eine endgültige Entsorgung, die 

zukünftigen Generationen aufgebürdet wird.

Wenn die Abfälle bei einer oberfl ächennahen Lagerung permanent zugänglich sind, stel-

len sie somit in mehrfacher Hinsicht ein Sicherheitsrisiko dar:

  Störfälle, bei denen Radioaktivität entweicht, lassen sich nicht vollständig ausschließen.

  Zwischenlager stellen potentielle Ziele für terroristische oder kriegerische Angriffe dar.

  Für eine permanente Überwachung benötigt ein Staat entsprechend stabile gesell-

schaftliche und politische Strukturen.

  Im Vergleich zur Endlagerung in geologischen Formationen bleiben die Kernbrennstoffe 

bei der Zwischenlagerung zugänglich. Somit lässt sich nicht völlig ausschließen, dass 

waffenfähiges Material aus den Kernbrennstoffen abgezweigt wird. 

Falls es zu einem weltweiten Ausbau der Kernenergie käme, würde mit der Abfallmenge 

auch das Sicherheitsrisiko in der Entsorgung wachsen.

Zwischenlager stellen 

ein permanentes 

Sicherheitsrisiko dar.
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6.4

Nukleare Nichtverbreitung 

Eines der größten Probleme für die internationale Sicherheit besteht heute darin, dass 

Kernwaffen weiter verbreitet werden. Da Staaten wichtige nukleare Technologien sowohl 

zivil wie militärisch nutzen können, lässt sich nicht scharf zwischen zivilen Nuklearprogram-

men und tatsächlichen militärischen Vorhaben trennen. So zeichnet sich ein zunehmendes 

Interesse bei einer Vielzahl von Staaten ab, sich die nukleare Option zumindest offen zu 

halten. Gleichzeitig ist das internationale Regime zur Kontrolle der nuklearen Nichtverbrei-

tung ernsthaft in Frage gestellt. Grund sind verschiedene Entwicklungen in der Vergangen-

heit – von Iran über Nord-Korea bis Indien. Fazit: Die Sorge vor der Weiterverbreitung von 

Kernwaffentechnik und -material führt immer wieder zu internationalen Spannungen. Die 

hiermit verbundenen Risiken würden sich mit einem Ausbau der zivilen Kernenergie in vie-

len Ländern nochmals deutlich erhöhen.

Mit einer bis dato unüblichen Deutlichkeit wandten sich im Januar 2007 zwei ehemalige 

US-Außenminister, ein ehemaliger Verteidigungsminister und der ehemalige Vorsitzende 

des Streitkräfteausschusses des amerikanischen Senats in einem Leitartikel im Wall Street 

Journal an die amerikanische und die Weltöffentlichkeit. Eine Reihe weiterer Persönlich-

keiten unterstützte sie dabei. In dem Artikel wiesen sie darauf hin, dass die Existenz und 

die zunehmende Weiterverbreitung von Kernwaffen eine akute Bedrohung für den Frie-

den darstellt. Zudem führt nach ihrer Ansicht die nukleare Abschreckung auch in vielen 

regionalen Konfl iktsituationen zu einer zunehmenden Destabilisierung. 

Um Zugang zu Kernwaffen zu erhalten, benötigen Staaten vor allem Zugriff auf ausrei-

chende Mengen an kernwaffenrelevanten Nuklearmaterialien. Hierzu zählen im Wesent-

lichen hochangereichertes Uran und Plutonium. Die Konstruktion eines funktionsfähigen 

Kernsprengkörpers ist demgegenüber aus heutiger Sicht für einen Staat mit nuklearen 

Ambitionen keine wirkliche Hürde mehr. Zu den wichtigen Nukleartechnologien, die so-

wohl zivil wie militärisch genutzt werden können, gehören vor allem Anreicherungstech-

nologien (wie Zentrifugen zur Urananreicherung) und Wiederaufarbeitungstechnologien, 

um Plutonium aus bestrahltem Brennstoff abzutrennen. Viele zivile Kernenergieprogram-

me nutzen diese Technologien, die prinzipiell jedoch auch dazu eingesetzt werden kön-

nen, Spaltstoffe für Kernwaffen zu gewinnen.

Um die internationale Kontrolle über die nukleare Nichtverbreitung zu gewährleisten, ist 

es vor allem wichtig, den Zugriff auf ausreichende Mengen an Spaltstoff zu verhindern. 

Deshalb betrachten Sicherheitsexperten zivile Nuklearprogramme ebenfalls kritisch. 

Heute gehören mit Ausnahme von Israel, Pakistan und Indien, die de-facto Kernwaf-

fenstaaten darstellen, sämtliche Länder der Erde dem nuklearen Nichtverbreitungsver-

trag (NVV) an. Nord-Korea hat allerdings seine Mitgliedschaft 2003 gekündigt und in der 

Folge selbst Kernwaffen getestet. Nur fünf Länder (USA, Großbritannien, Russland, Chi-

na, Frankreich) zählen zu den offi ziellen Kernwaffenstaaten im Sinne dieses Vertrages. 

Die Nicht-Kernwaffenstaaten haben im Rahmen des NVV ihren Verzicht auf Kernwaf-

fen erklärt und unterwerfen ihre zivilen Nuklearprogramme Kontrollen, so genannten 

Sicherungsmaßnahmen („Safeguards“) durch die Internationale Atomenergiebehörde 

(IAEO). Im Gegenzug sichert ihnen dieser Vertrag jedoch auch einen unbeschränkten 

Zugang zu zivilen nuklearen Technologien zu und verpfl ichtet alle anderen Staaten zu 

technischer Hilfe.

Wichtige nukleare 

Technologien 

lassen sich zivil und 

militärisch nutzen. 
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Safeguards beinhalten zum Beispiel Meldepfl ichten sowie eine Überwachung kernwaf-

fenfähiger Materialien und wichtiger Anlagen. Klar ist, dass Safeguards ein wesentliches 

Element zur Kontrolle der nuklearen Nichtverbreitung darstellen. Jedoch wird im Rah-

men von Safeguards lediglich sichergestellt, dass ein Vertragsbruch mit einer bestimmten 

Wahrscheinlichkeit innerhalb eines vorgegebenen Zeitraums entdeckt würde. So führt 

diese Kontrolle bestenfalls dazu, dass Verstöße nachträglich entdeckt werden und dies 

abschreckend wirkt. Grundsätzlich verhindern lässt es sich jedoch nicht, dass ein Staat 

Kernwaffenmaterialien abzweigt. Stattdessen ist es auch möglich, dass Staaten die Kon-

trollen umgehen oder heimlich handeln. Zwar ermöglicht das Zusatzprotokoll der IAEO 

nach 1997 eine weitergehende Überwachung und Kontrolle, aber Safeguards können 

einen Staat, der über vollen Zugriff auf die Technologien der Anreicherung oder der Wie-

deraufarbeitung verfügt, trotzdem nicht sicher am Zugriff auf Kernwaffen hindern. 

Der aktuelle Streit um das iranische Nuklearprogramm verweist deutlich auf diese zentra-

le Problematik. So befi ndet sich im Iran zurzeit ein erster kommerzieller Leistungsreaktor 

im Bau – in den 1970er Jahren mit deutscher Unterstützung begonnen, wird dieser seit 

einigen Jahren mit russischer Hilfe fertig gestellt. Zudem errichtet der Iran eine eigene An-

lage, um Uran anzureichern. Während zur gleichen Zeit weitgehend unbeachtet in Brasili-

en ebenfalls eine kommerzielle Anlage zur Urananreicherung in Betrieb genommen wird, 

die ebenfalls mit deutscher Hilfe seit den 1970er Jahren entwickelt wurde, entbrennt über 

das iranische Nuklearprogramm ein internationaler Konfl ikt. Dieser hat sogar zu Resoluti-

onen des UNO-Sicherheitsrats geführt.

Im Kern dieses Konfl ikts geht es neben den offenen oder verdeckten politischen Zielen 

darum, ob die als zivil bezeichneten Nuklearprogramme auch wirklich zivil sind (dual-

use). Während der Iran auf sein – im Rahmen des NVV – zugesichertes Recht besteht, 

Uran für zivile Zwecke anreichern zu dürfen, interpretieren andere Staaten dies anders. 

Sie befürchten, dass sich der Iran auf diesem Weg die notwendigen Technologien und 

Spaltmaterialien aneignen will, um Zugriff zur Bombe zu erhalten. Bereits das technische 

Potential des Iran, sich nach einer entsprechenden politischen Entscheidung in kurzer Zeit 

in den Besitz von Kernwaffen zu bringen, verändert dramatisch die regionale und globale 

Sicherheitsstruktur. 

Vor dem Hintergrund dieses Konfl ikts sind auch die Planungen einer ganzen Reihe von 

Staaten der Region, von Saudi Arabien über Syrien und Ägypten bis hin zur Türkei, eben-

falls Kernenergieprogramme aufzubauen, durchaus problematisch. So werfen die USA 

einerseits dem Iran vor, dass sein als rein zivil deklariertes Nuklearprogramm wegen der 

beträchtlichen Ölreserven aus energiepolitischer Sicht unglaubwürdig sei. Gleichzeitig un-

terstützen die USA aber selbst nukleare Forschungs-Programme in anderen Staaten mit 

großen Ölvorräten – beispielsweise in Saudi Arabien. Ebenfalls problematisch: Frankreich 

hat angekündigt, einen Leistungsreaktor an Libyen zu liefern. Dabei wurde nur wenige 

Jahre zuvor ein bis dato geheimes libysches Kernwaffenprogramm aufgedeckt. Alle diese 

Beispiele zeugen nicht von einer klaren, langfristigen Nichtverbreitungspolitik der großen 

Lieferländer. 

Der Mangel einer langfristigen Nichtverbreitungspolitik zeigt sich auch am Umgang mit 

Staaten, die nicht dem NVV angehören. Nachdem Indien in den 1970er Jahren Kernwaf-

fen testete, erklärten alle Kerntechnik exportierenden Nationen einen Exportstopp ge-

genüber Indien. Doch diese nukleare Isolation Indiens steht vor einem absehbaren Ende, 

was wiederum dazu beiträgt, das bestehende Regime von Nichtkernwaffenstaaten zu 

untergraben. Damit erkennen die exportierenden Nationen Indien praktisch als Kernwaf-
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fenstaat an und fördern gleichzeitig Indiens zivile Ambitionen. Welche Auswirkungen dies 

auf das Verhalten weiterer Staaten haben wird, die sich bislang noch den Regeln des NVV 

unterwerfen, bleibt unklar. Im Zweifelsfall lässt sich das erst erkennen, wenn das bisheri-

ge System der internationalen Nichtverbreitung kollabiert.

Bereits heute tragen also zivile Kernenergieprogramme zu politischen Instabilitäten und 

regionalen Spannungsherden bei. Ein massiver Ausbau der zivilen Kernenergie würde 

auch eine größere Anzahl von Ländern umfassen, die bisher noch keine Kerntechnik nut-

zen. Dadurch würden sie besseren Zugriff auf kernwaffenrelevante Technologien und Ma-

terialien erhalten. Und damit könnten sie potentiell auch Kernwaffen produzieren oder 

zumindest diesbezüglich in Verdacht geraten. Daraus ergeben sich aus Sicht des Öko-Ins-

tituts viele Gefahren wie beispielsweise eine Verschärfung regionaler Konfl ikte bis hin zu 

neuen Rüstungswettläufen. 
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6.5

Neue Reaktortypen

Seit vielen Jahren sprechen Experten davon, dass bald Reaktoren der so genannten Gen-

eration IV auf den Markt kommen. Diese sollen dann im Vergleich zu heutigen Anlagen 

grundlegende Lösungen bei den Themen Sicherheit, Proliferation und Entsorgung bieten 

und dabei gleichzeitig wirtschaftlich attraktiv sein. Solche Reaktorkonzepte existieren je-

doch bisher nur auf dem Papier. Auch lässt der zurückhaltende Forschungsaufwand nicht er-

warten, dass diese Konzepte schnell realisiert werden. Erste Projekte, die beispielsweise in 

Südafrika einen Prototypen bauen wollen, müssen ihre Zeitpläne immer wieder drastisch 

korrigieren. Die eigentlichen Probleme tauchen häufi g erst beim konkreten ingenieurtech-

nischen Design, während des Baus und im Betrieb auf. Fazit: Es ist fraglich, ob und wann 

Reaktoren der so genannten Generation IV gebaut werden. Deshalb spielen solche Konzep-

te in den nächsten Jahrzehnten praktisch keine Rolle, selbst wenn es zu einem massiven 

Ausbau der Kernenergie kommen würde. 

Die Reaktoren, die derzeit auf dem Markt sind, wie beispielsweise der Europäische Druck-

wasserreaktor (EPR) stellen kontinuierliche Weiterentwicklungen der bisherigen Technik 

dar. Sie sind zwar technisch auf einem neuen Stand, können aber die bisherigen Proble-

me der Kernenergie nicht grundsätzlich lösen. 

Im Jahr 2000 haben sich verschiedene Staaten zu einem gemeinsamen Forum zusam-

mengeschlossen, um die Entwicklung für zukünftige Nuklearanlagen (Generation IV) zu 

koordinieren. Diese Kernkraftwerke sollen über grundlegend neue Eigenschaften verfü-

gen. Das Forum konzentriert sich seither auf sechs wesentliche Reaktorkonzepte und ei-

nige Querschnittsthemen. Dabei will das Forum alle Typen gleichzeitig weiter entwickeln, 

wobei sich einzelne Staaten jeweils nur auf eines oder wenige der Konzepte konzentrie-

ren. Zu den zentralen Problemen, die dort behandelt werden, gehören: Fragen der Si-

cherheit und der Nuklearen Nichtverbreitung, die verbesserte Nutzung der Ressourcen, 

die Entsorgung sowie die Wirtschaftlichkeit. Dabei versprechen einzelne Konzepte jeweils 

Vorteile in einem der zentralen Felder. Ob allerdings einer der Reaktortypen oder gar eine 

Kombination aus verschiedenen in der Lage sein wird, alle Probleme entscheidend zu 

lösen, ist aus heutiger Sicht eher unwahrscheinlich.

Eine Einschätzung des Generation IV International Forums zu den Entwicklungskosten die-

ser Reaktoren kam zu dem Ergebnis, dass pro verfolgtem Reaktortyp zwischen 600 und 

1.000 Millionen US-Dollar bis 2020 erforderlich wären. Darin sind die Kosten für den Bau 

von Demonstrationskraftwerken noch gar nicht enthalten. Dies entspräche pro Reaktor-

typ einer notwendigen jährlichen Investition in der Größenordnung von 300 bis 350 Mil-

lionen US-Dollar. Dem stehen bisher für alle sechs Konzepte zusammen Forschungs- und 

Entwicklungsausgaben in der EU und den USA zwischen 50 und 100 Millionen US-Dollar 

gegenüber. Selbst wenn sich weitere Länder beteiligen sollten, fallen die tatsächlichen 

Anstrengungen damit weit hinter den eigentlich erforderlichen Aufwand zurück. Damit 

solche Reaktorkonzepte die heutigen Kernkraftwerke ersetzen könnten, müssten sie je-

doch innerhalb der nächsten zwei Jahrzehnte auf den Markt kommen. Ob dies auch nur 

für eines der Konzepte gelingen kann, ist angesichts des zurückhaltenden Forschungsauf-

wands und der vielen ungelösten technischen Probleme aus Sicht des Öko-Instituts mehr 

als fraglich. 

Es ist mehr als 

fraglich, ob die 

neuen Reaktortypen 

der Generation IV 

bald auf den Markt 

kommen. 
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Beispiel Hochtemperatur-Reaktor:

In Südafrika befi ndet sich seit 1998 ein so genannter Hochtemperatur-Kugelhaufenre-

aktor in der Entwicklung. Dieser ursprünglich in Deutschland entwickelte Reaktortyp soll 

dort als Prototypreaktor errichtet werden. Dabei wird der in Graphitkugeln eingebettete 

Brennstoff durch Heliumgas gekühlt. Grundsätzlich sollen damit auch sehr hohe Kühlmit-

teltemperaturen (> 1.000°C) und damit ein hoher Wirkungsgrad erzielt werden.

Beim offi ziellen Projektstart in 1998 sahen die Planungen vor, dass ein Prototyp im Jahr 

2003 in Betrieb gehen sollte. Bei diesem sollte eine Turbine direkt vom Kühlmittel betrie-

ben werden, um einen hohen Wirkungsgrad zu erzielen. Bereits ab 2004 sollte der Re-

aktor kommerziell angeboten werden, wobei die Entwickler mit einer Nachfrage von bis 

zu zehn Anlagen pro Jahr rechneten. Nachdem im Jahr 2005 eine bereits positiv beschie-

dene Umweltverträglichkeitsprüfung, die eine Voraussetzung für den Bau des Reaktors 

darstellt, vor Gericht widerrufen wurde, sollte der Baustart nunmehr 2009 sein, die Inbe-

triebnahme 2012. Bereits bis 2006 stiegen die Kostenschätzungen des Projekts um etwa 

einen Faktor sieben an. Es zogen sich verschiedene Industriepartner aus der Finanzierung 

zurück, die südafrikanische Regierung beteiligte sich stattdessen am Projekt. 

Noch im August 2008 schloss die Betreibergesellschaft Verträge ab und bestellte größere 

Bauteile für den Prototypreaktor. Im Februar 2009 stoppte die Gesellschaft die bereits 

abgeschlossenen Verträge jedoch wieder und verwies auf Finanzierungsschwierigkeiten. 

Die Entwickler prüfen derzeit neue technische Möglichkeiten, um sich einen breiteren Kun-

denkreis zu eröffnen. Ob sich dieses Konzept in Südafrika überhaupt jemals realisieren 

lässt, bleibt damit aus heutiger Sicht ebenso fraglich wie zu Beginn des Projekts vor über 

zehn Jahren.

Die Entwicklung grundlegend neuer Reaktorkonzepte, die entscheidende Vorteile gegen-

über der heute genutzten Kerntechnik bieten, steht weltweit noch in einer sehr frühen 

Phase. Die konkreten Forschungsprogramme stoßen dabei immer wieder auf neue tech-

nische Hürden und wirtschaftliche Probleme. Zeitpläne müssen drastisch nach hinten kor-

rigiert werden. Diese Konzepte werden daher aus Sicht des Öko-Instituts in den nächsten 

Jahrzehnten praktisch keine Rolle spielen.
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7

Kernenergie in Deutschland – 

wie die aktuelle Diskussion einzuordnen ist

7.1

Laufzeiten der Kernkraftwerke in Deutschland

In Deutschland dürfen Kernkraftwerke aus Sicherheitsgründen nur noch für eine begrenzte 

Zeit laufen, ein Neubau von Anlagen ist nicht zulässig. Der Ausstiegsbeschluss sieht vor, die 

Anlagen über einen Zeitraum von rund 20 Jahren relativ gleichmäßig vom Netz zu nehmen. 

Die vereinbarte Betriebsdauer neuerer Kernkraftwerke könnte dabei verlängert werden, 

wenn Strommengen von den älteren Anlagen auf die neueren übertragen würden. Fazit: 

Dann würden die Reaktoren mit den geringsten Sicherheitsreserven früher vom Netz gehen.

Kernkraftwerk Datum der 

Erstkritikalität

Reststrom-

menge ab 

01. Jan. 2000 

nach Atomge-

setz in GWh
el

Im Zeitraum 

2005–2008 

maximal in 

einem Jahr 

erzeugte 

Strommenge 

in GWh
el

Ende 2008 

verbleibende 

Reststrom-

menge 

in GWh
el

Stade (2003 abgeschaltet) 08.01.1972 23.180 4.785,53

Biblis A 16.07.1974 62.000 8.472,13 5.208,85

Biblis B 25.03.1976 81.460 10.355,20 12.599,42

Neckarwestheim 1 26.05.1976 57.350 6.182,17 6.460,98

Brunsbüttel 23.06.1976 47.670 6.027,24 10.999,67

Isar 1 20.11.1977 78.350 7.582,63 16.666,40

Unterweser 16.09.1978 117.980 10.391,46 34.300,01

Philippsburg 1 09.03.1979 87.140 6.966,11 22.508,05

Grafenrheinfeld 09.12.1981 150.030 10.311,47 59.824,68

Krümmel 14.09.1983 158.220 10.177,78 88.580,08

Gundremmingen B 09.03.1984 160.920 10.496,50 70.079,35

Grohnde 01.09.1984 200.900 10.995,69 103.296,15

Gundremmingen C 26.10.1984 168.350 10.542,96 79.186,72

Philippsburg 2 13.12.1984 198.610 11.180,64 102.666,59

Brokdorf 08.10.1986 217.880 11.450,40 116.909,14

Isar 2 15.01.1988 231.210 11.755,26 127.685,30

Emsland 14.04.1988 230.070 11.147,60 130.927,58

Neckarwestheim 2 29.12.1988 236.040 10.877,47 141.511,88

Summe 2.516.060 1.134.196,38

Mülheim-Kärlich 107.250 107.250,00

Gesamtsumme 2.623.310 1.241.446,38

Bild 16:  Inbetriebnahmedaten und verbleibende Reststrommengen der Kernkraftwerke in Deutsch-

land (Daten: BfS 2009)
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Mit der Novelle des deutschen Atomgesetzes, die am 27. April 2002 in Kraft getreten 

ist, erlischt die Betriebsgenehmigung der deutschen Kernkraftwerke, wenn diese eine be-

stimmte Strommenge produziert haben (vergl. Abbildung 16). Die festgelegten Strom-

mengen entsprechen dabei einer mittleren Betriebsdauer der Kraftwerke über 32 Jahre. 

Bis Ende 2008 haben die Kernkraftwerke bereits 1.382 Terawatt-Stunden (TWh
el
) ver-

braucht (BfS 2009). Das entspricht etwa der Hälfte der seit Anfang 2000 verfügbaren 

Reststrommenge von 2.623 TWh
el
. Seit 2002 sind die Anlagen Stade und Obrigheim vom 

Netz gegangen. Bei den Anlagen Brunsbüttel und Biblis A verzögert sich das Abschalten 

voraussichtlich bis ins Jahr 2010, weil sie wegen sicherheitstechnischer Probleme längere 

Zeit nicht am Netz waren. Die Anlage Neckarwestheim 1 wird zurzeit im sogenannten 

Lastfolgebetrieb gefahren, bei dem sie bei geringer Stromnachfrage nur rund 50 Prozent 

der möglichen Leistung erzeugt. Damit liegt auch ihr voraussichtlicher Abschalttermin im 

Jahr 2010.

Grundsätzlich ist es möglich, Strommengen zwischen verschiedenen Anlagen zu übertra-

gen. Mit der Vereinbarung im Atomgesetz ist jedoch die Strommenge, die in Deutschland 

insgesamt noch produziert werden darf und damit der zukünftige Beitrag der Kernenergie 

am Strommix eindeutig festgelegt. Wenn Strommengen übertragen werden, ändert sich 

also an der Gesamtmenge nichts. Deshalb spart Deutschland so auch keine CO
2
-Emissio-

nen ein. Ein positiver Effekt auf die deutschen Klimaschutzziele lässt sich durch die Über-

tragung von Strommengen also nicht erreichen.

Eine Übertragung von Strommengen von älteren auf neuere Anlagen und damit ein län-

gerer Betrieb der neueren Anlagen ist ohne weiteres möglich. Damit würden diese Strom-

mengen in Anlagen mit einem höheren Sicherheitsniveau produziert, was sich positiv auf 

die Gesamtssicherheit in Deutschland auswirken würde.

Die Betreiber der drei ältesten Kernkraftwerke Biblis A, Neckarwestheim 1 und Brunsbüt-

tel haben indes Anträge gestellt, Strommengen von neueren Anlagen (Emsland, Neckar-

westheim 2 und Krümmel) auf die älteren Reaktoren zu übertragen. 

Hierzu hat das Bundesumweltministerium (BMU) sicherheitstechnische Vergleiche der 

Altanlagen mit den neueren Kraftwerken beauftragt. Auch die Ergebnisse der Sicherheits-

untersuchungen haben dazu beigetragen, dass das BMU die Anträge abgelehnt hat. Be-

gründet wurde dies unter anderem damit, dass die Altanlagen über deutlich geringere 

sicherheitstechnische Reserven als die neueren Reaktoren verfügen. Auch wies das BMU 

darauf hin, dass eine Strommengenübertragung nicht erforderlich sei, um die Energie-

versorgung sicher zu stellen und die Klimaschutzziele in der Bundesrepublik zu erreichen.

Wenn Strommengen von neueren auf ältere Anlagen übertragen würden, müssten die 

älteren Anlagen später, neuere Anlagen hingegen früher vom Netz gehen. Insgesamt 

würde sich damit der Zeitraum deutlich verkürzen, über den hinweg die bestehenden 

Kernkraftwerke abgeschaltet würden. Um die wegfallende Kraftwerksleistung zu erset-

zen, ist es notwendig, Energie einzusparen und die erneuerbaren Energien schneller aus-

zubauen. Muss dies über einen kürzeren Zeitraum erfolgen, würde sich der Ausstieg aus 

der Kernenergie in der Zukunft entsprechend schwerer realisieren lassen.

Das Bundes-

Umweltministerium 

hat die Anträge, ältere 

Kernkraftwerke länger 

laufen zu lassen, 

abgelehnt.
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7.2

Energiewirtschaftliche und klimapolitische Bedeutung von Laufzeitverlängerungen 

Eine Laufzeitverlängerung für alle deutschen Kernkraftwerke hätte kaum Auswirkungen auf 

den Strompreis. Die Kernkraftwerksbetreiber würden lediglich größere Gewinne erzielen. 

Durch den Ausstiegsbeschluss kann die Energiewirtschaft hingegen die Alternativen gut 

planen, was sich wiederum positiv auf die Versorgungssicherheit in Deutschland auswirkt. 

Um die Klimaschutzziele zu erreichen, braucht Deutschland die Kernenergie jedenfalls nicht, 

denn es gibt ausreichend Alternativen. Für einen Erfolg der deutschen Klimaschutzbemü-

hungen ist eher entscheidend, dass die Politik den Rahmen für einen dauerhaften Umbau 

des Energiesystems setzt. Fazit: Zeitlich begrenzte Maßnahmen wie eine Laufzeitverlänger-

ung der Kernkraftwerke können hier eher dazu beitragen, dass eine existierende Dynamik 

gebremst und die deutsche Vorreiterrolle in Sachen Klimaschutz untergraben wird.

Bild 17:  Prinzipdarstellung der Grenzkostenpreisbildung

Seit einigen Monaten diskutieren Politiker und Experten in Deutschland wieder intensiv 

darüber, die Laufzeiten von allen deutschen Kernkraftwerken zu verlängern. Hierfür führen 

sie unterschiedliche Argumente ins Feld. So sollen mit längeren Laufzeiten die Stromprei-

se für den Endkunden sinken. Weiterhin sollen längere Laufzeiten in der Bundesrepublik 

eine sichere Energieversorgung garantieren. Die Kernkraftwerke seien unverzichtbar, um 

die ambitionierten deutschen Klimaschutzziele zu erreichen, lautet eine weitere Begründ-

ung. Was ist von diesen Argumenten zu halten?
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Stichtwort Strompreis:

Die Strompreise werden nicht durch die mittleren Erzeugungskosten bestimmt. Vielmehr 

legt das teuerste Kraftwerk, das zur Deckung des Bedarfs gerade noch benötigt wird, mit 

seinen Betriebskosten den Marktpreis fest (vgl. Abbildung 17). Für Deutschland bestim-

men je nach Lastbereich ältere Steinkohle- oder Erdgaskraftwerke diesen so genannten 

Grenzkostenpreis. Wenn Kraftwerke vom Netz gehen, dann werden sie durch wirtschaftlich 

konkurrenzfähige Anlagen ersetzt – beispielsweise Kraft-Wärme-Kopplungsanlagen. 

Wenn diese neuen Anlagen Strom zu Preisen unterhalb des Grenzkostenpreises anbieten 

können, werden sich die deutschen Strompreise durch das Abschalten der Kernkraftwerke 

nicht wesentlich verändern. Abhängig davon, wie sich der Kraftwerkspark künftig zusam-

mensetzt, können sich insbesondere mittel- und langfristig auch komplexere Folgen für 

die Brennstoff- und CO
2
-Preise ergeben. Wie sich eine Laufzeitverlängerung der deutschen 

Kernkraftwerke auf diese Dynamik auswirken würde, ist jedoch nicht eindeutig vorher-

zusagen. Voraussichtlich bleiben die Folgen jedoch eher gering und könnten sich sowohl 

positiv wie negativ auf die Strompreise auswirken.

Anders sieht die Situation bei den Gewinnen aus, die Energieversorger mit bereits lau-

fenden Anlagen erzielen können. Da abgeschriebene Anlagen zu sehr geringen Be-

triebskosten Strom produzieren, ist die Gewinnspanne zum Grenzkostenkraftwerk relativ 

groß. Wenn alle heute laufenden Anlagen acht Jahre länger am Netz wären, würden die 

Energieversorger insgesamt 65 bis 85 Milliarden Euro Mehrertrag für sich verbuchen, so 

die Ergebnisse einer 2008 erstellten Studie des Öko-Instituts (Matthes 2008). Zugrun-

de gelegt haben die Wissenschaftler im Öko-Institut dabei einen Großhandelspreis für 

Strom von 70 bis 85 Euro pro Megawattstunde. Wenn die Betreiber die Kernkraftwerke 

nachrüsten müssten, lägen diese Investitionen voraussichtlich bei einer Größenordnung 

von zwei- bis dreistelligen Millionenbeträgen pro Anlage. Insgesamt würden dann immer 

noch erhebliche Netto-Gewinne für die Anlagenbetreiber verbleiben.

Deshalb wird bereits öffentlich diskutiert, ob diese durch längere Laufzeiten entstehen-

den zusätzlichen Gewinne abgeschöpft werden könnten. Dies ist aber aus verschiedenen 

Gründen sehr fraglich. Da beispielsweise die Gewinne zu sehr unterschiedlichen Zeiten 

anfallen würden, müsste dies angemessen berücksichtigt werden, um den Markt nicht 

zu verzerren. Ob es möglich ist, die Gewinnabschöpfung über ein Selbstverpfl ichtungs-

modell zu regeln, sehen Experten angesichts bisheriger Erfahrungen eher kritisch. Ord-

nungspolitische Ansätze kommen im liberalisierten Strommarkt ebenfalls nicht in Frage, 

da sie den Wettbewerb stören könnten. Sollten die Gelder beispielsweise dafür eingesetzt 

werden, die erneuerbaren Energien auszubauen, könnte das auch zu Problemen führen. 

Denn diese erhalten mit dem Erneuerbare-Energien-Gesetz bereits umfangreiche Förder-

mittel. Eine echte zusätzliche Förderung mit den Gewinnen der Kernkraftwerksbetreiber 

wäre extrem schwierig zu gewährleisten. Alternativ wäre es möglich, mit einem Teil der 

Gewinne die Strompreise beim Endkunden zu senken. Würden immerhin 50 Prozent der 

oben angegebenen Gewinne mit einer Umlage auf alle Endverbraucher verteilt, so er-

gäbe sich für Haushaltskunden ein möglicher Subventionsbeitrag von rund 1,4 Prozent 

ihres Strompreises, bei großen Industriekunden von 3,2 Prozent. Diesen Entlastungseffekt 

würden die Kunden kaum bemerken.

Angesichts dieser Probleme zeigt sich: Mögliche Zusatzgewinne aus einer Laufzeitverlän-

gerung von deutschen Kernkraftwerken kommen praktisch ausschließlich den Betreibern 

der Anlagen, nicht jedoch dem Stromkunden oder der Gesellschaft als Ganzes zugute.

Von den 

Zusatzgewinnen 

profi tieren nur die 

Betreiber. 
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Stichwort Versorgungssicherheit:

Um die Versorgungssicherheit in Deutschland zu bewerten, legt das Bundesministerium 

für Wirtschaft und Technologie (BMWI) im Rahmen einer EU-Verpfl ichtung alle zwei Jahre 

einen so genannten Monitoringbericht vor. Der letzte erschien im August 2008 und be-

sagt, dass die Stromversorgung auch ohne Kernenergie sicher gestellt ist. Demnach müs-

sen Kraftwerkskapazitäten aus Kernkraft und aus alten fossilen Kraftwerken von 15 Giga-

watt elektrischer Leistung (GW
el
) bis 2015 und weitere fünf GW

el
 bis 2020 ersetzt werden. 

Zum Vergleich: Die gesamte in Deutschland installierte Kraftwerksleistung machte im Jahr 

2006 124,3 GW
el
 aus. Da manchmal die Kraftwerke wegen Ausfällen, Revisionen oder aus 

sonstigen Gründen nicht die volle Leistung erbringen können, lag die gesicherte Leistung 

bei 86,2 GW
el
. Die tatsächliche maximale Stromnachfrage im Jahr 2006 betrug 77,8 GW

el
. 

Es gibt eine Reihe von Alternativen, um die abgeschalteten Kernkraftwerke zu ersetzen. 

Dazu gehören unter anderem der Ausbau erneuerbarer Energien, die Kraft-Wärme-Kopp-

lung und natürlich das Energiesparen. In der Summe ergeben sich rund 40 GW
el
, die po-

tentiell zusätzlich zur Verfügung gestellt werden können. Der Bau neuer fossiler Kraftwer-

ke ist dabei noch gar nicht einbezogen (Matthes 2008).

Es kommt hinzu, dass Deutschland seit 2003 regelmäßig mehr Strom exportiert als impor-

tiert. Im vergangenen Jahr gab es sogar einen großen Exportüberschuss von 22,5 Tera-

watt-Stunden (TWh
el
) – dies entspricht etwa der Jahresproduktion der zwei größten deut-

schen Kernkraftwerke. 

Eine mögliche Verknappung auf der Seite der Stromerzeuger müsste sich bei den Preisen 

an den Strombörsen widerspiegeln. Hier werden auch Verträge für zukünftige Stromlie-

ferungen gehandelt. Bislang deutet bei den Strompreisen aber nichts darauf hin, dass es 

eine mögliche Stromlücke geben könnte.

Durch den Ausstiegsbeschluss gibt es für alle Marktteilnehmer klare Bedingungen, bis 

zu welchem Zeitpunkt sie den Strom aus Kernkraftwerken ersetzen müssen. Wenn sich 

dieser Beschluss ändern würde, ginge Planungssicherheit verloren. Das könnte sich wie-

derum negativ auf neue Investitionen und damit negativ auf die Versorgungssicherheit 

auswirken. 

Auch die Gefahr eines schweren Reaktorunfalls in Europa spielt hier eine Rolle. Sollte es zu 

einem solchen Ereignis kommen, wäre es praktisch unmöglich, die Kraftwerksfl otte wei-

ter laufen zu lassen. Das hätte dann ebenfalls erheblichen Einfl uss auf die Versorgungssi-

cherheit in Deutschland und der EU.
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Stichwort Klimaschutz:

Der Beitrag der deutschen Kernkraftwerke am Strommix liegt bei etwa 23 Prozent. Ihr 

Anteil am Primärenergieverbrauch, der die Treibhausgasemissionen bestimmt, liegt bei 

11,6 Prozent, ist also relativ gering. Der überwiegende Anteil, nämlich über 80 Prozent 

der Primärenergie, wird von fossilen Energieträgern bereit gestellt (Stand 2008). Im Zeit-

raum von 1990 bis 2008 ist ein Wechsel von Mineralöl und Kohle hin zu Erdgas zu erken-

nen (siehe Abbildung 18). Bei den erneuerbaren Energien zeichnet sich insbesondere in 

den vergangenen fünf Jahren ein deutlicher Anstieg ab. 

Bild 18: Primärenergie aufgeteilt auf Energieträger (%) in Deutschland, Stand 2008 (Daten: BMWI 

2008)

Die Stromerzeugung trägt in Deutschland mit etwa 38 Prozent zu den gesamten 

Treibhausgas emissionen beziehungsweise mit etwa 44 Prozent zu den Kohlendioxid-

Emissionen bei. Eine pauschale Laufzeitverlängerung aller Kernkraftwerke um weitere 

acht Jahre würde noch nicht einmal die Summe an Kohlendioxid-Emissionen einsparen 

können, die in einem Jahr in Deutschland entweicht. Doch würden die Emissionen tat-

sächlich zurückgehen?

Nein, denn der Ausstoß von Treibhausgasen bei der Stromproduktion wird in Europa über 

den Emissionshandel geregelt. Wenn also Kernkraftwerke in Deutschland länger laufen, 

ersetzen sie damit bereits eingeplante Kohlendioxid-Emissionen bei fossilen Kraftwerken 

in Deutschland. Somit könnten nicht in Anspruch genommene Zertifi kate an Dritte ver-

kauft werden. Damit wird andernorts der Druck reduziert, fossile Brennstoffe einzuspa-

ren. Für den Zeitraum bis einschließlich 2012 sind die Emissionsziele bereits abschließend 

defi niert, für den Zeitraum von 2013 bis 2020 liegen grundsätzliche Regeln seit Dezember 

2008 vor. Eine Entscheidung für eine Laufzeitverlängerung deutscher Kernkraftwerke hät-

te daher auf diesen Zeitraum praktisch keinen positiven Einfl uss mehr. Erst für den Zeit-
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raum nach 2020 wäre es möglich, mit einer Laufzeitverlängerung Einfl uss auf die europä-

ischen Obergrenzen für den Emissionshandel zu nehmen. Wie sich diese jedoch zu einem 

solchen Zeitpunkt auswirken würden, ist aus heutiger Sicht nicht eindeutig zu erkennen.

Im Jahr 2008 machten Wind, Wasser, Biomasse oder Solarenergie etwa 15 Prozent des 

bundesdeutschen Stromverbrauchs aus. Bis in fünf Jahren rechnet der Bundesverband 

der Energie- und Wasserwirtschaft mit einem Anstieg auf rund 30 Prozent. Dazu kommen 

nochmals einige Prozent an Strom aus alten Wasserkraftanlagen, die sich am Markt be-

haupten können und nicht über das Erneuerbare-Energien-Gesetz gefördert werden.

Insgesamt gibt es viele Möglichkeiten, um die deutschen, aber auch die europäischen und 

weltweiten Klimaschutzziele zu erreichen. Dazu gehören umfangreiche Vorschläge, um 

Energie zu sparen. Aber auch der Ausbau erneuerbarer Energien sowohl für die Stromer-

zeugung als auch im Wärme- und Kältebereich und im Transport zählt dazu. Neue Techno-

logien, wie die CO
2
-Abtrennung und Speicherung, könnten fossile Brennstoffe klimaver-

träglicher machen. Zudem sollten kohlenstoffi ntensive Energieträger wie Kohle und Öl 

durch weniger CO
2
-intensive wie Erdgas ersetzt werden. Ebenso gehören Vorschläge aus 

anderen Emissionsbereichen wie der Landnutzung und Entwaldung dazu. Aus Sicht des 

Öko-Instituts lassen sich die Klimaschutzziele selbst dann erreichen, wenn alle Staaten 

weltweit auf die Kernenergie verzichten.

Um das Klima zu schützen, braucht die Welt jedoch mehr als nur einen klaren politischen 

Willen: Alle Staaten müssen sich gemeinsam bemühen, das Energiesystem umzubauen 

und die gesetzten Ziele auch zu erreichen. Darauf sollte aus Sicht des Öko-Instituts der 

Fokus liegen, anstatt den Ausstieg aus der Kernenergie grundlos wieder rückgängig zu 

machen. 
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